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183. Sitzung 

Bonn, den 11. Dezember 1985 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/4496 — 

Vorweg behandeln wir die Dringliche Frage des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen) aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für das Post-
und Fernmeldewesen: 

Auf welche Weise wird die Bundesregierung sicherzustellen 
versuchen, daß Sendungen aus der Bundesrepublik Deutsch-
land in die DDR, deren Zustellung die DDR-Behörden in den 
letzten Wochen wegen der Verwendung von Briefmarken mit 
dem Aufdruck „40 Jahre Eingliederung heimatvertriebener 
Deutscher" rechtswidrig verweigert hat, den Empfängern 
doch noch vor Weihnachten zugehen, ohne daß den Absen-
dern zusätzliche Kosten entstehen? 

Zur Beantwortung steht uns Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Rawe zur Verfügung. Bitte 
sehr. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege 
Jäger, die Zurückweisung der mit dem Sonderpost-
wertzeichen „40 Jahre Eingliederung heimatver-
triebener Deutscher" versehenen Sendungen durch 
die DDR ist nach Auffassung der Bundesregierung 
eindeutig rechtswidrig. Leider geben die zweiseiti-
gen den innerdeutschen Postverkehr regelnden Ab-
kommen und die Verträge des Weltpostvereins, so-
weit auf sie in diesen Abkommen verwiesen wird, 
keine rechtliche und auch keine tatsächliche Hand-
habe, die Deutsche Post der DDR von ihrer rechts-
widrigen Vorgehensweise abzubringen. 

Eine Gebührenerstattung oder die Übernahme 
der Freimachung für den erneuten Versand kann 
die Deutsche Bundespost nicht vornehmen, da 
keine Rechtsgrundlage für eine Gebührenerstat-
tung oder Gebührenübernahme besteht. Die Deut-
sche Bundespost hat ihren Anteil an der Beförde-
rungsleistung ordnungsgemäß erbracht. Sie hat 
auch auf jede ihr mögliche Weise zuvor auf die mit 
einer entsprechenden Freimachung verbundenen 
Risiken beim Versand entsprechender Sendungen 
in den Bereich der Deutschen Post der DDR oder 
anderer Ostblockstaaten hingewiesen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist, wenn die Bundesregierung zutreffend davon 
ausgeht, daß es sich hier um einen klaren Verstoß 
gegen die innerdeutschen Abmachungen über den 
gegenseitigen Postverkehr handelt, nicht auch dar-
auf hinzuweisen, daß das Beanstanden und das Zu-
rückweisen von Sendungen, die mit von der Bun-
despost der Bundesrepublik Deutschland herausge-
gebenen Briefmarken frankiert sind, auch ein 
Verstoß gegen die Verpflichtung in der KSZE-
Schlußakte ist, sich nicht in die inneren Angelegen-
heiten eines anderen Staates einzumischen? Dies 
ist j a bei dem Verfügenwollen darüber, welche 
Briefmarken wir herausbringen oder nicht, der 
Fall. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe eindeutig klargestellt, daß wir dieses Verhal-
ten als rechtswidrig ansehen. Aber ich habe Ihnen 
ebenso deutlich gesagt: Ich habe keine Möglichkeit, 
etwas dagegen zu unternehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wird die Bundesregierung prüfen — selbstverständ-
lich sorgfältig; das tut sie immer —, ob die DDR zur 
Aufgabe ihres rechtswidrigen Verhaltens nicht da-
durch veranlaßt werden könnte, daß erwogen wird 
und alle rechtlichen Möglichkeiten untersucht wer-
den, ob nicht im Wege einer völkerrechtlich zulässi-
gen Retorsion bestimmte Sendungen, etwa solche 
mit provokativem Aufdruck oder ähnliche, an die 
DDR zurückgegeben werden sollten und ihr damit 
signalisiert werden sollte, daß auch sie am besten 
daran täte, Sendungen nicht nach den aufgeklebten 
Briefmarken zu beurteilen, sondern sie ordnungs-
gemäß den Empfängern zuzustellen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
danke Ihnen zunächst für die Feststellung, daß Sie 
immer davon ausgehen, daß die Bundesregierung 
sorgfältig prüft. Ich will Ihnen eine sorgfältige Prü-
fung auch gern zusagen, habe aber Zweifel, ob das 
eine angemessene Reaktion wäre. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
dem Kollegen Jäger gesagt haben, die Bundespost 
habe — ich zitiere Sie, glaube ich, wörtlich — auf 
jede ihr mögliche Weise auf die Beförderungsrisi-
ken hingewiesen, frage ich: Können Sie uns im ein-
zelnen sagen, wie diese Informationen an die Post-
kunden gegangen sind? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nicht im einzelnen, 
Herr Kollege Paterna. Aber Sie wissen, daß es dar-
über eine umfangreiche Berichterstattung in den 
Medien gegeben hat. Wir selbst haben auch in Pres-
semitteilungen darauf hingewiesen. 
Ich denke, Sie wissen so gut wie ich, daß natürlich 

ein Teil derjenigen, die diese Marken zum Versand 
gerade in diese Länder verwenden, das auch zu 
einem ganz gestimmten Zweck tut; denn auch Sie 
befassen sich ein bißchen mit der Philatelie. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, in-
wieweit ist mit Ost-Berlin Kontakt aufgenommen 
worden, um unsere berechtigte Aufassung von der 
Rechtswidrigkeit der Regierung in Ost-Berlin mit-
zuteilen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie wis-
sen, daß es schon im Vorfeld der Herausgabe dieser 
Marken Intervention seitens der DDR und natür-
lich auch anderer Ostblockstaaten gegeben hat. Wir 
haben uns von Anfang an eindeutig dahin eingelas-
sen, daß diese Marke in völliger Übereinstimmung 
mit den Regeln des Weltpostvereins herausgegeben 
worden ist. Dies haben wir klargemacht. Wir haben 
auch deutlich gemacht, daß wir deswegen keinerlei 
Veranlassung sehen, die Marke zurückzunehmen 
oder andere Dinge zu tun. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. 
Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Lammert auf: 
Wie stellt sich die Bundesregierung eine Beteiligung des 

Parlaments und gegebenenfalls anderer Verfassungsorgane 
an der Entwicklung der Konzeption sowie dem späteren Be-
trieb der geplanten Geschichtsmuseen in Bonn („Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland") und Berlin 
(„Deutsches Historisches Museum") vor? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Lammert, das „Haus der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland" in Bonn soll als 
selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts durch 
Bundesgesetz errichtet und betrieben werden. Die 
Bundesregierung wird einen entsprechenden Ge-
setzentwurf so bald wie möglich vorlegen. Bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes soll organisatorische Ba-
sis für das zu errichtende „Haus der Geschichte" 

vorläufig eine unselbständige Stiftung des öffentli-
chen Rechts im Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern sein; sie soll Anfang des nächsten 
Jahres errichtet werden. Entscheidendes Organ so-
wohl der selbständigen wie der vorläufigen unselb-
ständigen Stiftung soll ein Kuratorium sein, dem 
gleichgewichtig Vertreter des Deutschen Bundesta-
ges, der Länder und der Bundesregierung angehö-
ren. 

Die dem Deutschen Historischen Museum in 
Berlin zugrunde zu legende Konzeption wird der-
zeit von einer Expertenkommission erarbeitet. Der 
Entwurf soll im Frühjahr 1986 vorliegen und wird 
dann allen politischen und gesellschaftlich relevan-
ten Gruppen zur Erörterung zur Verfügung gestellt 
werden. Die endgültige Konzeption soll auf der 
Grundlage dieser Erörterung entstehen. Das Deut-
sche Historische Museum soll dem Land Berlin aus 
Anlaß der 750-Jahr-Feier Berlins geschenkt werden. 
Vorschläge für die Beteiligung der Verfassungsor-
gane des Bundes und des Landes werden die Bun-
desregierung und der Senat von Berlin rechtzeitig 
vorlegen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, die 
Absicht der Bundesregierung, deutsche Geschichte 
und politische Kultur in Deutschland an diesen bei-
den herausgehobenen Plätzen darzustellen, ver-
dient allgemeine Unterstützung und hat offensicht-
lich auch breite Unterstützung gefunden. Darf ich 
die Auskunft, die Sie über die beabsichtigte Kon-
struktion des Kuratoriums dargestellt haben, so in-
terpretieren, daß die Bundesregierung die Einschät-
zung teilt, daß der Erfolg dieser Absichten davon 
abhängt, daß durch Einbeziehung des Parlaments, 
durch Einbeziehung der Länder, wenn nötig und 
möglich, vielleicht auch des Bundespräsidenten, 
jeglicher Verdacht vermieden wird, als sei die Dar-
stellung, die Präsentation deutscher Geschichte aus 
der Perspektive der jeweils amtierenden Bundesre-
gierung beabsichtigt, und daß, um diesen Eindruck 
zu vermeiden, die Beteiligung anderer Verfassungs-
organe sich eben nicht auf Unterrichtung beschrän-
ken kann? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lam-
mert, ich führte eingangs aus, was das „Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" in 
Bonn anbetrifft, daß eine Stiftung durch Bundesge-
setz erfolgen soll. Bundesgesetze erläßt das Parla-
ment. Damit ist die Mitwirkung der Parlamentarier 
voll verankert. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Im Zusammenhang mit 
den Berliner Absichten würde ich Sie gerne fragen: 
Wie beurteilen Sie die Entscheidung der SPD-Frak-
tion im Berliner Abgeordnetenhaus, eine eigenstän-
dige Kommission — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Lam-
mert, Sie sollen die Bundesregierung fragen, aber 
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Vizepräsident Stücklen 
nicht danach, was die Bundesregierung von einem 
Beschluß eines anderen Parlaments hält. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Es geht aber, Herr Präsi-
dent, um die Frage, ob hier die Absichten, die die 
Bundesregierung dargestellt hat, tatsächlich im 
Konsens aller demokratischen Kräfte realisiert 
werden können oder nicht. Meine Frage bezieht 
sich genau auf die Beurteilung des Sachverhalts, 
daß parallel zu der von der Bundesregierung — wie 
gerade geschildert — eingesetzten Kommission in 
Berlin eine weitere Kommission eingesetzt worden 
ist mit dem Ziel, ein eigenständiges Konzept zu ent-
wickeln. Ich hätte gern von der Bundesregierung 
gewußt, Herr Staatssekretär, wenn das möglich ist, 
ob sie das für einen hilfreichen, konstruktiven Bei-
trag zur Erreichung dieses gerade dargestellten 
Ziels hält. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lam-
mert, auch wenn Ihre Fragestellung über die eigent-
liche Frage hinausgeht, möchte ich gern antworten. 
In Berlin wurde zwischen dem Bundeskanzler und 
dem Regierenden Bürgermeister Einvernehmen 
über folgende Punkte erzielt: Der Bund baut das 
Museum, richtet es ein und macht es Berlin aus 
dem soeben von mir dargestellten Anlaß zum Ge-
schenk. Das Museum soll in unmittelbarer Zuord-
nung zum Reichstag voraussichtlich auf dem Ge-
lände der früheren Kroll-Oper errichtet werden. 
Der Grundstein soll zum 750jährigen Jubiliäum 
Berlins im Jahre 1987 gelegt werden. So bald wie 
möglich — im Frühjahr 1986 — soll als erster Teil 
eines Architektenwettbewerbs ein Ideenwettbe-
werb ausgeschrieben werden. Bis dann soll die in-
haltliche Grundkonzeption vorliegen und soll die 
städtebauliche Rahmenplanung abgeschlossen 
sein. 
Sie sehen, daß die Bundesregierung in enger Ver-

zahnung mit dem Senat von Berlin auf dieses Werk 
hinarbeitet. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist sichergestellt, daß die Suche nach einem politi-
schen Konsens nicht dazu mißbraucht wird, eventu-
ell diese und andere Vorhaben, z. B. das Mahnmal 
in Bonn, zu verhindern? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kan-
sy, ich weiß, daß in bezug auf die Förderung der 
Kulturpolitik in Berlin, wie ich gerade erfahren 
habe, eine Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜ-
NEN vorbereitet ist. Ich kann nicht ausschließen, 
daß mehrere Mitglieder dieser Fraktion in der von 
Ihnen angesprochenen Richtung tätig werden. Es 
bleibt aber bei den Aussagen, die ich eben für die 
Bundesregierung gemacht habe. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
der Name „Haus der Geschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland" schon endgültig bestimmt, oder  

wird auf das eine oder andere kritische Wort Rück-
sicht genommen werden? Denn „Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland" klingt nach abge-
schlossener Geschichte. 

(Lachen bei der SPD) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hup-
ka, es besteht ein Einvernehmen in bezug auf die 
Namensgebung. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Forschung und Technologie auf. Zur Be-
antwortung der Fragen steht uns Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Dr. Probst zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 2 des Herrn Abgeordneten 

Hettling auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Finanzierung 

der Hermes-Raumfähre zu 90 v.H. gemäß dem Artikel der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 16. Oktober 1985, ge-
sichert sein soll, wenn ja, in welchem Umfang beabsichtigt 
die Bundesregierung, sich am Hermes-Projekt mit technolo-
gisch-hochwertigen Aufgaben zu beteiligen? 

Bitte sehr. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege, 
Ihre Frage beantworte ich wie folgt: 
Bislang ist für das Hermes-Projekt das Verfah-

ren der Europäisierung nach der ESA-Konvention 
nicht eingeleitet worden. Deshalb bestand für die 
Bundesregierung bisher auch keine Notwendigkeit, 
eine Entscheidung zu treffen. 
Der Bundesregierung sind auch keine Stellung-

nahmen anderer Staaten über ihre Beteiligung oder 
gar über Beteiligungsprozentsätze bekannt. Diese 
werden erst in dem Europäisierungsverfahren im 
Rahmen der Europäischen Weltraumorganisation, 
das — wie gesagt — noch nicht eingeleitet ist, ver-
bindlich festgelegt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, wer über die 
bisherigen europäischen Projekte auch im Rahmen 
der ESA Bescheid weiß, weiß ganz genau — inso-
fern frage ich Sie —, daß diese Projekte, bevor Sie 
sie offiziell abhandeln und mit Prozentanteilen ver-
sehen, zwischen den beteiligten Firmen und den 
zuständigen Ministerien so weit vorbereitet werden, 
daß das, was Sie gerade angesprochen haben, nur 
noch ein formaler Akt ist, und es ist Ihnen genauso 
wie mir — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie jetzt zu der Frage 
kämen. Bitte sehr. 

Hettling (SPD): Ja. — Es ist Ihnen doch genauso 
wie mir bekannt, daß dies eine formale Antwort ist. 
Ich bitte Sie also, die Frage präzise zu beantworten 
— und erweitere sie insofern —: Inwieweit ist Ih-
nen bekannt, daß zwischen den beteiligten Firmen 
innerhalb der ESA diese Aushandlung von Pro- 
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Hettling 
zenten und hochwertigen Projekten schon vollzo-
gen ist? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Das ist uns nicht 
bekannt, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, bit-
te. 

Hettling (SPD): Hat die Bundesregierung die Ab-
sicht, im Rahmen des europäischen Hermes-Pro-
jekts Mittel zur Verfügung zu stellen, um einen 
hochwertigen Anteil an diesem Projekt zu bekom-
men und dies nicht — in Abhängigkeit von einer 
möglichen SDI- oder anderen Beteiligung an Raum-
fahrtprojekten der Amerikaner — verdrängen zu 
lassen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mit 
dem SDI-Programm hat das überhaupt nichts zu 
tun. Auch sind finanzielle Leistungen der Bundesre-
gierung hier nicht gefordert. Im Zusammenhang 
mit der zivilen Weltraumfahrt gibt es ja zwei 
Aspekte: Eine Raumfähre im europäischen Sinne 
hat nur dann einen Sinn, wenn es auch ein selb-
ständiges europäisches Raummodul oder eine 
Raumstation gibt. Das im Kontext zu entwickeln, ist 
die Bundesregierung bestrebt, und hierzu sind na-
türlich Gespräche international im Gange. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
ausgeführt, daß Ihnen keine Absprachen über Quo-
tenübernahmen einzelner Länder bekannt seien: 
Sind Ihnen auch keine entsprechenden Gespräche 
und der Inhalt dieser entsprechenden Gespräche 
bekannt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Es gibt eine 
Reihe von Gesprächen, die hier geführt worden 
sind. Soweit wir daran beteiligt sind, sind uns diese 
Gespräche bekannt. Soweit es andere Partner sind, 
sind sie uns natürlich nicht bekannt. Das liegt in 
der Natur der Sache, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 3 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Kübler auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis der von 

ihr in Auftrag gegebenen Untersuchung „Ziviler Nutzen mili-
tärisch motivierter Forschung und Entwicklung", wonach 
durch das amerikanische Raketenabwehrprogramm im Welt-
raum (SDI) nicht mit einem unmittelbaren zivilen Technolo-
gietransfer zu rechnen ist, und wird die Bundesregierung die 
Öffentlichkeit entsprechend umfassend informieren? 

Bitte. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Kübler, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: Bei der 
Untersuchung „Ziviler Nutzen militärisch moti-
vierter Forschung und Entwicklung" handelt es 
sich um eine Literaturrecherche zu Veröffentli-
chungen bisher untersuchter Fälle privatrechtlicher 
Nutzung von Ergebnissen militärischer Forschung 
und Entwicklung. Das amerikanische SDI-For

-

schungsprogramm konnte als erst anlaufendes Pro-
gramm von dieser Untersuchung natürlich nicht er-
faßt werden. Die Untersuchung macht hierzu auch 
keine Aussagen. 
Die Untersuchung weist umfangreiche Literatur 

nach, die die Bundesregierung auszugsweise prüfen 
und gegebenenfalls auf Grund weiterführender Ge-
spräche und Recherchen beurteilen wird. Falls sich 
hieraus verallgemeinerungsfähige Schlüsse ziehen 
lassen, wird die Bundesregierung die Öffentlichkeit 
natürlich unterrichten. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
ausgeführt, daß dieses Gutachten keine Aussagen 
mache. Ich weiß nicht, ob das Gutachten Ihnen im 
Moment im Wortlaut vorliegt. Ich möchte auf Seite 
40 verweisen und Sie fragen, ob nicht auf Seite 40, 
letzter Absatz die Frage — ich weiß nicht, Herr Prä-
sident, ob ich sie zitieren kann —, die Sie in dem 
Sinne verneinen, daß sie überhaupt nicht behandelt 
worden ist, in den Schlußfolgerungen sogar aus-
drücklich enthalten ist! 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe diesen Text jetzt nicht vorliegen. Zu SDI je-
denfalls wird keine präzise Aussage über den Tech-
nologie-Spin-off gemacht, weil das j a auch materiell 
nicht möglich ist. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Dr. Kübler (SPD): Ist die Bundesregierung bereit, 
Herr Staatssekretär, nach intensivem Studium die-
ser Studie die Öffentlichkeit über die Frage, wie-
weit bei SDI eventuell auch ziviler Nutzen zu erwar-
ten ist, in geeigneter Form und bald zu informie-
ren? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Frage des 
zivilen Spin-off bei militärischen Forschungspro-
jekten ist ja in der allgemeinen Diskussion und 
spielt eine große Rolle auch deshalb, weil ja offen-
sichtlich ist, daß es diesen Spin-off gibt. 

(Zuruf von der SPD: Teflon-Pfanne!) 

Die Bundesregierung widmet dieser Frage deshalb 
große Aufmerksamkeit. Sollte es auf Grund der vor-
liegenden Materialien notwendig sein, weitere Re-
cherchen und weitere Untersuchungen durchzufüh-
ren, wird die Bundesregierung diese Untersuchun-
gen durchführen und die Öffentlichkeit — genauso 
wie bei dieser Studie auch — selbstverständlich un-
terrichten. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung die in dem Gutachten verwertete 
— wie Sie sagten: umfangreiche — Literatur noch 
vor ihrer Entscheidung über eine Beteiligung an 
SDI lesen oder erst danach? 
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Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Frage der 
SDI-Beteiligung ist nicht in erster Linie eine Frage 
der technologischen Entwicklung, sondern es han-
delt sich hier um ein militärisches Forschungspro-
gramm, und das ist für die Bundesregierung priori-
tär zu bewerten. Deshalb ist die Frage des Spin-off 
auch nicht erstrangig zu bewerten. Aber selbstver-
ständlich werden auch in diese Richtung Überle-
gungen angestellt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Professor Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, wären Sie denn bereit, uns zu erläutern, welche 
bisherigen praktischen Projekte der Transferlei-
stungen von militärischer zu ziviler Forschung be-
reits jetzt erkennbar sind? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, da 
gibt es ja diese Studie. Ich empfehle Ihnen, diese 
Studie zu studieren. Sie ist dem Bundestag ja zuge-
leitet worden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Pfeifer zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 4 des Herrn Abgeordneten 

Kuhlwein auf: 
Hält die Bundesregierung eine Verkürzung der Schulzeit 

im Zusammenhang mit der Verlängerung des Wehrdienstes 
bildungspolitisch für vertretbar, und wie beurteilt sie die 
Auswirkungen einer Verkürzung der Schulzeit etwa in der 
Sekundarstufe II auf die Studierfähigkeit? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege Kuhl-
wein, im Zusammenhang mit der Verlängerung des 
Wehrdienstes auf 18 Monate würde es die Bundes-
regierung begrüßen, wenn für die Abiturienten fol-
gende Regelung erreicht werden könnte: Das zweite 
Halbjahr der Jahrgangsstufe 13 der gymnasialen 
Oberstufe wird mit dem Abitur bis Ende Mai abge-
schlossen. Der bisherige Einberufungstermin der 
Bundeswehr wird vom 1. Juli auf den 1. Juni vorver-
legt. Durch eine entsprechende Regelung des Ur-
laubs wird sichergestellt, daß die Wehrpflichtigen 
zum 1. November des darauf folgenden Jahres zur 
Studienaufnahme freigestellt werden können. Da-
mit wird auch nach Verlängerung des Wehrdienstes 
in der Regel wie bisher das Wintersemester des auf 
das Abitur folgenden Jahres erreicht. 
Die Bundesregierung hält  dies  Regelung bil-

dungspolitisch für vertretbar, zumal in den meisten 
Ländern bereits nach bisheriger Praxis die Abitur-
prüfung bis Ende Mai abgeschlossen ist. Negative 
Auswirkungen auf die Studierfähigkeit sind des-
halb nicht zu befürchten. 
Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, 

daß durch die seit langem eingeleitete Abstimmung 
mit den für die Schulfragen zuständigen Kultusver-
waltungen der Länder unzumutbare Härten bei der 
Einberufungspraxis vermieden werden können. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, ist in die 
Vorüberlegungen bis zur Meinungsfindung in der 
Bundesregierung auch der Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft einbezogen worden, und 
welche Haltung hat er dort eingenommen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft ist einbezogen wor-
den. Die von mir vorgetragene Position entspricht 
der Position des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, wie beur-
teilt der Bundesbildungsminister die Feststellung 
der Philologenverbände, eine Verkürzung der 
Schulzeit im 13. Schuljahr würde zu einem — ich 
zitiere — spürbaren Leistungseinbruch führen, da 
die Lehrpläne in allen Bundesländern auf ein kom-
plettes 13. Schuljahr abgestellt seien, und wäre es 
nicht besser, bei einer Verlängerung des Wehrdien-
stes — wenn sie überhaupt für erforderlich gehal-
ten wird — einen Teil des Wehrdienstes in den 
Semesterferien in Etappen abzuleisten, wie das 
auch der Bundesrat vorgeschlagen hat? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-
wein, ich habe eben darauf hingewiesen, daß in den 
meisten Bundesländern nach bisheriger Praxis die 
Abiturprüfungen bis Ende Mai abgeschlossen sind. 
Da dies auch in Zukunft so sein soll, kann ich nicht 
erkennen, wie irgendwelche Einbrüche entstehen 
sollen. 
Was im übrigen den Vorschlag des Philologenver-

bandes angeht, den Wehrdienst in Etappen ablei-
sten zu können, so halte ich eine generelle Rege-
lung dieser Art nicht für realisierbar. Im einzelnen 
wird die Bundesregierung dazu in der Gegenäuße-
rung zu der Stellungnahme des Bundesrates Stel-
lung nehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, welche Sor-
gen hat sich denn die Bundesregierung bisher um 
die Zivildienstleistenden gemacht, die ja schon 
heute eine verlängerte Dienstdauer haben, welche 
Probleme sieht die Bundesregierung nach Inkraft-
treten der Neuregelung für diese Personengruppe 
der Zivildienstleistenden, und welche Lösungsmög-
lichkeiten strebt sie an? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich kann nicht er-
kennen, daß sich für die Zivildienstleistenden etwas 
ändert, wenn es dabei bleibt, daß das Abitur im 
Sommer — in diesem Fall bis Ende Mai — abge-
schlossen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Odendahl. 

Frau Odendahl (SPD): Herr Staatssekretär, wie be-
urteilt die Bundesregierung Äußerungen des Philo-
logenverbandes Schleswig-Holstein, die von Herrn 
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Frau Odendahl 
Minister Wörner vorgeschlagene Verkürzung der 
Schulzeit bedeute ein „Notabitur in Friedenszei-
ten"? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
darf nochmals darauf hinweisen, daß ich bereits in 
meiner Antwort an den Kollegen Kuhlwein gesagt 
habe, daß in den meisten Ländern bereits nach bis-
heriger Praxis die Abiturprüfungen bis Ende Mai 
abgeschlossen sind. Wenn es auch in Zukunft bei 
dieser Regelung bleibt, vermag ich nicht zu erken-
nen, was das mit dem Begriff „Notabitur" zu tun 
haben soll. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, um die Frage des Kollegen Paterna noch 
einmal ein bißchen zu erhärten: Zivildienstleistende 
haben schon heute Schwierigkeiten bezüglich der 
Zeit zwischen dem Ende des Zivildienstes und dem 
Studienbeginn. Was hat die Bundesregierung in der 
Vergangenheit getan, um diese Schwierigkeiten 
auszuräumen, und wird es für Zivildienstleistende 
in der Zukunft ähnliche Regelungen geben wie für 
Wehrdienstleistende, daß sie in den Semesterferien 
ihren Zivildienst nachholen können? 

Pfeiffer, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
bin nicht der Meinung, daß das noch einen Bezug zu 
der Ausgangsfrage hat, weil sich die Frage zum Teil 
auf die Vergangenheit bezieht. 
Was die Zukunft angeht, so möchte ich noch ein-

mal sagen, daß ich im Augenblick Probleme nicht 
zu erkennen vermag. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Kollegin Schmidt, in 
der Frage 68 im Bereich des Verteidigungsmini-
sters wird dieses Problem noch einmal angespro-
chen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ich 
werde wieder da sein, Herr Präsident!) 

Weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Profes-
sor Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, es gibt ja die Stellungnahme des Präsidenten 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz — Sie ken-
nen sie —, daß keine weiteren verwirrenden Aussa-
gen über die Möglichkeit der einzelnen Ausbil-
dungsbereiche insbesondere von der Bundesregie-
rung getroffen werden sollten. Welche Vorschläge 
macht denn jetzt die Bundesregierung, um die Pro-
bleme beim Übergang vom Wehrdienst in die Aus-
bildung künftig auch für Ausbildungsanfänger im 
dualen System und in beruflichen Vollzeitschulen 
zu lösen? 

Pfeiffer, Parl. Staatssekretär: Bei der Ausbildung 
von Abiturienten, die eine berufliche Lehre begin-
nen, ist es schon bisher weitgehend Praxis, daß die 
Bundeswehr erst nach Abschluß der Lehre einbe-
ruft. Auch hieran braucht sich im Prinzip nichts zu 
ändern, so daß es insoweit bei der jetzigen Rege-
lung bleiben kann. Was die Äußerung des Präsiden

-

ten der Westdeutschen Rektorenkonferenz angeht, 
so möchte ich sagen, daß wir im Augenblick in einer 
Abstimmung mit den Ländern sind und daß selbst-
verständlich im Rahmen dieser Abstimmung auch 
mit den für die Hochschulen Verantwortlichen ge-
sprochen werden muß. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 
Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für das Post- und Fernmeldewesen auf. 
Zur Beantwortung steht uns Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Rawe zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten 
Paterna auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es erforder-
lich ist, die Genehmigung zum Errichten und Betreiben von 
Fernmeldeanlagen nur unter solchen technischen Auflagen 
zu gewähren, die sicherstellen, daß es bei bestimmungsgemä-
ßem Gebrauch der Anlage nicht zu Beeinträchtigungen bei 
der Nutzung anderer Fernmeldeanlagen kommt, die unter 
Einhaltung ihrer Verleihungsbedingungen ebenfalls bestim-
mungsgemäß betrieben werden, und kann die Bundesregie-
rung in diesem Sinne bestätigen, daß insoweit die fernmelde-
rechtlichen Genehmigungen auch ausnahmslos mit den ent-
sprechenden technischen Auflagen erteilt werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
wenn der Kollege Paterna einverstanden ist, würde 
ich gern die Fragen 5 und 6 im Zusammenhang be-
antworten. 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich auch die 
Frage 6 des Herrn Abgeordneten Paterna auf: 

Kann die Bundesregierung für den Fall, in dem es trotz 
Einhaltung der in den Verleihungsbedingungen erteilten 
technischen Auflagen zu einer Beeinträchtigung bestim-
mungsgemäß betriebener Fernmeldeanlagen kommt, bestäti-
gen, daß die Abhilfemaßnahmen an derjenigen Anlage zu 
treffen sind, an der sie auf Grund des physikalischen Sach-
verhalts allein wirksam werden können und daß es insoweit 
zum pflichtgemäßen Ermessen der Fernmeldebehörde ge-
hört, im Einzelfall für entsprechende Maßnahmen Sorge tra-
gen zu lassen und im allgemeinen Fall bei der Festlegung 
technischer Auflagen den jeweils neuesten Stand von Wis-
senschaft und Technik zu berücksichtigen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
es ist grundsätzlich das Ziel der Bundesregierung, 
die technischen Auflagen zum Errichten und Be-
treiben von Fernmeldeanlagen so auszugestalten, 
daß gegenseitige Beeinträchtigungen bei bestim-
mungsgemäßem Betrieb auf ein Maß begrenzt wer-
den, wie es die Allgemeinverantwortung nach Maß-
gabe technischer, wirtschaftlicher und ordnungspo-
litischer Gesichtspunkte jeweils gebietet. So genie-
ßen z. B. die öffentlichen Zwecken dienenden Fern-
meldeanlagen Priorität gegenüber sonstigen Fern-
meldeanlagen. 
Da sich Umfang und Bedeutung der einzelnen 

Fernmeldeanwendungen ständig ändern, können 
derartige technische Auflagen auch keinen ab-
schließenden Charakter besitzen, sondern werden 
den veränderten Gegebenheiten von Zeit zu Zeit 
angepaßt. In Vorbereitung sind z. B. neue techni-
sche Vorschriften für Videorecorder. 
Der Gesichtspunkt der Allgemeinverantwortung 

bestimmt auch, daß die Regelung der Kollisionsfälle 
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Parl. Staatssekretär Rawe 
nicht nach ausschließlich technisch-physikalischen 
Gesichtpunkten erfolgen kann. So wird z. B. im Ein-
zelfall eine Beschränkung der Sendeleistung eines 
Funkamateurs in einem bestimmten Frequenzbe-
reich als zumutbar angesehen gegenüber techni-
schen Veränderungen an einem störend beeinträch-
tigten Empfangs- oder Wiedergabegerät. 
Aus der Allgemeinverantwortung der Deutschen 

Bundespost ergibt sich auch, daß in den techni-
schen Auflagen von einem allgemeinen Stand der 
Technik, der auch die wirtschaftlichen Bedingun-
gen berücksichtigt, auszugehen ist. Dieser unter-
scheidet sich u. a. auch erheblich von dem erreich-
ten neuesten Stand in Technik und Wissenschaft 
oder kann sich jedenfalls davon unterscheiden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, warum ist 
denn, wenn das alles so ist, wie Sie soeben sagen, 
die Richtlinie betreffend die technische Qualität der 
Netzebene 4 bei Breitbandanlagen nur eine Emp-
fehlung und keine verbindliche Richtlinie? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, es wird weniger auf die Namensgebung als 
vielmehr auf die Handhabung ankommen. Nach 
den Fernmeldegesetzen müssen wir Störungen ver-
meiden, und das wird genauso wie bei den anderen 
Anlagen praktiziert. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, wie wird in 
dem Fall, daß sich ein Hörfunk- oder Fernsehteil-
nehmer über Störungen beschwert, die Bundespost 
kommt und feststellt, daß das Gerät eine FTZ-Num-
mer hat, festgestellt, daß die Einstrahlfestigkeit tat-
sächlich den FTZ-Bestimmungen entspricht, die 
Nummer also zu Recht darauf steht. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wir gehen zunächst, 
wenn die FTZ-Nummer vorhanden ist, davon aus, 
daß diese Voraussetzungen vorliegen, und wir ha-
ben erst dann, wenn die Störung im weiteren Ver-
lauf nicht beseitigt oder die Störquelle nicht festge-
stellt werden kann, Veranlassung, das Gerät auf 
mögliche Fehler zu überprüfen. Eine sofortige 
Überprüfung des Gerätes machte die ganze FTZ-
Zulassung unnötig. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen die 
Erkenntnis der Stiftung Warentest entgangen, daß 
viele Geräte der Unterhaltungselektronik nicht den 
Vorschriften entsprechen, obwohl sie eine FTZ-
Prüfnummer haben, die aber von den Geräteher-
stellern selbst nach eigenen Messungen angebracht 
worden ist, und wie verfahren Sie in einem solchen 
Fall etwa gegenüber einem als Störer empfundenen 
Funkamateur? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Hier wird es in der 
Tat darauf ankommen, festzustellen, ob der Sach-
verhalt so ist, wie Sie ihn geschildert haben. Ich 
kann dem nicht ohne weiteres folgen. Ich kann  

auch den Herstellern nicht ohne weiteres unterstel-
len, daß sie FTZ-Zulassungsnummern an ihren Ge-
räten anbringen, die sie nicht ordnungsgemäß be-
antragt und, nachdem die Geräte ordnungsgemäß 
geprüft worden sind, auch bekommen haben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
das Stichwort Videorecorder schon genannt haben, 
darf ich Sie fragen: Ist ein Videorecorder eine Sen-
deanlage im Sinne des Fernmeldeanlagengesetzes, 
und könnten Sie über die in Aussicht genommene 
Regelung vielleicht schon etwas deutlicher wer-
den? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich kann über die in 
Aussicht genommene Regelung noch nicht deutli-
cher werden. Sie wissen, daß die Kommission an 
der Arbeit ist. Die Kommission glaubt, diese Arbeit 
etwa Mitte 1986 zu beenden, so daß die Bedingun-
gen dann veröffentlicht werden könnten. Nach un-
serer Praxis könnte diese dann Ende 1986 in Kraft 
gesetzt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Weiß ist 

zurückgezogen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Dr. Köhler zur Verfü-
gung. 
Die Fragen 8 und 9 des Abgeordneten Heyenn, 

10 und 11 des Abgeordneten Lutz, 12 und 13 des 
Abgeordneten Reimann und 17 des Abgeordneten 
Dr. Kübler sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten 

von der Wiesche auf: 
Trifft es zu, daß die Durchführung des Projektes „Reinte-

grationshilfen für Ärzte aus der Dritten Welt" an die Bedin-
gungen geknüpft war, daß sich die durchführende Friedrich -
Thieding-Stiftung mit 30 v. H. Eigenmittel beteiligt, und hat 
die Bundesregierung geprüft, wie die Stiftung die Bedingun-
gen eingehalten hat? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Prä-
sident! Herr Kollege! Ich beantworte Ihre Frage wie 
folgt: Die Durchführung des gesamten Reintegra-
tionsprogramms ist wie bei allen übrigen Regie-
rungsprogrammen nicht an die Bedingung einer fe-
sten Quote von Eigenleistungen der Träger ge-
knüpft. Die Friedrich-Thieding-Stiftung hat in den 
Jahren 1976 bis 1984 allerdings insgesamt rund 
1,3 Millionen DM Eigenleistungen erbracht. Diese 
Eigenleistungen betreffen die Verwaltungskosten 
der Programmdurchführung. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

von der Wiesche (SPD): Herr Staatssekretär, sieht 
sich die Bundesregierung bei einem Betrag von 
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über 3 Millionen DM außerstande, selbst echt nach-
zuprüfen, was mit diesem Geld gemacht wird, und 
hat die Stiftung, die dieses Geld bekommt, nicht 
Rechnung zu legen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Stiftung wird jährlich durch die Treuarbeit AG so-
wie als private Stiftung öffentlichen Rechts durch 
die Stiftungsaufsicht des Landes Rheinland-Pfalz 
geprüft. Im übrigen hat die Stiftung bei den Zahlun-
gen, die durch das BMZ im Rahmen ihrer Anforde-
rungen geleistet worden sind, selbstverständlich 
Rechnung zu legen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

von der Wiesche (SPD): Wenn schon die eigenen 
Prüfer erhebliche Bedenken gegen Leistungen er-
hoben haben, ist die Frage zu stellen, ob nicht allein 
auf Grund dieser Tatsache die Bundesregierung 
über die Prüfung, die das Land Rheinland-Pfalz vor-
genommen hat, hinaus selbst aktiv geworden ist, 
um eventuellen Mißständen nachzugehen. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wie 
es bei allen Projekten, mit denen wir zu tun haben, 
üblich ist, ist es auch hier zu kleineren Abweichun-
gen gekommen, die von unseren Prüfungsstellen 
entsprechend beanstandet worden sind. In diesen 
Fällen hat die Stiftung die entsprechenden Ausga-
ben erstattet. Das war ein absolut normaler Vor-
gang. Größere Zweckentfremdungen und derglei-
chen sind uns von den Überwachungsstellen nicht 
mitgeteilt worden. Wir haben allerdings eine er-
neute Prüfung eingeleitet. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Warum haben Sie 
diese neue Prüfung eingeleitet? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, auf 
Grund der veröffentlichten Behauptungen halten 
wir es für unsere Pflicht, keine Sicherheit zu ver-
säumen, zumal die Rechenwerke, die vorgelegt wer-
den, unter Umständen einer nochmaligen Nachprü-
fung bedürfen. Aber im Rahmen des normalen Pro-
jektvollzuges — ich wiederhole es — haben wir kei-
nerlei Anlaß, von Zweckentfremdungen zu spre-
chen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 
Ich rufe die Frage 15 der Frau Abgeordneten 

Schmidt (Nürnberg) auf: 
Was war nach Kenntnis der Bundesregierung Veranlas-

sung für das von ihr mit der Projektabwicklung beauftragte 
Centrum für Internationale Migration und Entwicklung, die 
Arbeit der Friedrich-Thieding-Stiftung im Zusammenhang 
mit dem Reintegrationsprogramm durch ein Gutachten der 
Gesellschaft für Gesundheitsforschung, München, bewerten 
zu lassen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
das Gesamtprojekt der Reintegration von Fach -
und Führungskräften aus den Entwicklungslän-

dern wurde ab 1982 in allen neun Teilbereichen mit 
dem Ziel evaluiert, das Verhältnis zwischen Mittel-
einsatz und Erfolgen, soweit sie quantifizierbar 
sind, zu überprüfen. In diesem Rahmen ist auch der 
Auftrag für die Evaluierung des Ärzteprogramms 
der Friedrich-Thieding-Stiftung erteilt. Die Evalu-
ierung aller Teilbereiche und ihre zusammenfas-
sende Bewertung ist im Mai 1985 abgeschlossen 
worden. Auf Grund der dabei gewonnenen Ergeb-
nisse und Empfehlungen bereitet die Bundesregie-
rung gegenwärtig neue Richtlinien für die Reinte-
gration von Fach- und Führungskräften vor, die die 
bisherigen Verfahrensregelungen und Leitlinien 
der Jahre 1975 und 1983 ablösen und eine straffere 
Aufsicht und Kontrolle des Gesamtprogramms ge-
währleisten sollen. Ich bin gern bereit, wenn es Sie 
interessiert, Ihnen die neun Teilbereiche, von denen 
dies einer ist, zu nennen. Aber ich glaube, es genügt, 
wenn ich noch einmal darauf hinweise, daß die Eva-
luierung dieses Bereichs Teil einer allgemeinen 
grundsätzlichen Überprüfung des gesamten Ar-
beitsbereichs der Reintegration von Fach- und Füh-
rungskräften gewesen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, teilt die Bundesregierung die Auffassung 
der mit der Prüfung beauftragten Gesellschaft, daß 
die Arbeit der Stiftung zwar nicht schädlich, aber 
auch nicht effektiv sei, und wie begründet die Bun-
desregierung ihre neuerliche Prüfung? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
glaube, man muß das in dem historischen Ablauf 
der Dinge sehen. Es gab, als dieses Gesamtpro-
gramm eingeleitet wurde, ein dringendes entwick-
lungspolitisches Bedürfnis, hier lebende Mediziner 
zur Rückkehr in ihre Heimatländer zu veranlassen, 
sie dafür zu motivieren und dafür Voraussetzungen 
zu schaffen. Es war ganz natürlich, daß in der er-
sten Phase des Geschehens dafür ein Interesse zu 
wecken war, daß die Bereitschaft von ärztlichen 
Standesorganisationen in den Entwicklungsländern 
erkundet werden mußte. Aber wir sind nun über die 
Phase längst hinaus. Heute ist der Einsatz anderer 
organisatorischer und Verwaltungsmittel möglich 
als in der Anlaufphase. Das alleine war für uns 
schon Grund genug, eine Überprüfung des Pro-
gramms und eine solche Veränderung vorzuneh-
men. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Das heißt also, 
die Bundesregierung teilt die Auffassung dieses 
Gutachtens nicht. Darf ich dann fragen, ob sie die 
Auffassungen des Gegengutachtens des Hartmann-
bundes teilt und wie die Bundesregierung den Gut-
achter beurteilt? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
was das erstgenannte Gutachten angeht, so teilen 
wir die Ergebnisse durchaus nicht in allen Punkten 
— ich werde Ihnen hier also nicht eine generelle 
Antwort geben —, sondern es ist für uns Anlaß, auf 
dieser Basis zu prüfen und uns unsere Meinung zu 
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bilden. Das Gegengutachten ist von uns in gleicher 
Weise zu würdigen. Aber wir treffen in Ansehung 
der verschiedenen Argumente unsere Entschei-
dung, die wir zu verantworten haben. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 16 der Frau Abgeordneten 

Schmidt (Nürnberg) auf: 
Welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregierung aus 

dem Gutachten der Gesellschaft für Gesundheitsforschung 
für die bisherige und zukünftige Arbeit der Friedrich-Thie-
ding-Stiftung an diesem Projekt, wenn festgestellt wird, „der 
Programmträger Friedrich-Thieding-Stiftung ist den Anfor-
derungen seines vertraglichen Auftrages und seines eigenen 
Anspruchs objektiv nicht gewachsen"? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Schmidt, ich war eben fast schon in dieser Antwort. 
Ich darf sie aber dennoch in aller Form geben: Die 
Bundesregierung teilt die Wertung der Gutachter 
über die Eignung der Thieding-Stiftung als Pro-
grammträger nicht. Die Stiftung bleibt für sie wei-
terhin ein geeigneter und erfahrener Träger für die 
Förderung der Rückkehr und der beruflichen Ein-
gliederung von Ärzten aus Entwicklungsländern. 
Bei der Weiterentwicklung des Ärzteprogramms 
wird die Bundesregierung jedoch darauf hinwirken, 
daß die einzelnen Förderungsmaßnahmen in enger 
Abstimmung mit anderen auf dem Gebiet der Ge-
sundheitsversorgung einschlägig tätigen nationalen 
und internationalen Entwicklungsorganisationen 
erfolgen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, Sie haben in der Antwort auf die vorherige 
Frage und jetzt wieder darauf hingewiesen, daß Sie 
ein weiteres Gutachten anfordern. Vor diesem Hin-
tergrund frage ich Sie, warum zusätzlich 3,3 Millio-
nen DM für dieses Vorhaben bewilligt worden sind, 
ohne daß abgewartet worden wäre, zu welchem Er-
gebnis diese zweite Prüfung kommt. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, da 
ich Ihnen diese Antwort unter Umständen noch ein-
mal präzise nachreichen muß, möchte ich im Mo-
ment nur sagen, daß dies selbstverständlich in Voll-
zug laufender verbindlich zugesagter Maßnahmen 
geschehen kann und insofern keine Aussage zum 
Grundsatz enthält. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): In der Berichter-
stattung über diese Stiftung sind Aussagen getrof-
fen worden, wonach dort über 9 Millionen DM ver-
plempert worden seien und der Gegengutachter 
dem Hartmannbund und der Stiftung wohl auf viel-
fältige Weise verbunden sei. Welche Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung aus diesen Tatsachen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Was die, wie Sie 
sagten, Verplemperung von Mitteln betrifft, so habe 
ich bereits eben mitgeteilt, daß wir bisher in keinem 
Fall Anhaltspunkte für eine Zweckentfremdung 
von Mitteln hatten, daß wir lediglich die in jedem 

Projektvollzug normalen kleineren rechnungsmäßi-
gen Abweichungen hatten, die bereinigt worden 
sind. 
Was die Qualifizierung des sogenannten Gegen-

gutachtens in der Presse angeht, so haben wir das 
selbstverständlich gelesen. Nur, ich bitte Sie, versi-
chert zu sein, Frau Kollegin: So wie wir die ver-
schiedenen Evaluierungsberichte, die uns zum ge-
samten Reintegrationsprogramm vorgelegt worden 
sind, dann noch einmal einer Überprüfung durch 
unser eigenes Inspektionsreferat unterworfen ha-
ben, sind wir, wie ich glaube, auch absolut in der 
Lage, dieses Gutachten kritisch zu lesen und einzu-
ordnen. Ich hatte eben schon gesagt, daß wir unsere 
Entscheidungen daraufhin in eigener Verantwor-
tung treffen. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten von der Wiesche. 

von der Wiesche (SPD): Herr Staatssekretär, hal-
ten Sie es für „kleine Beträge", wenn der Hauptge-
schäftsführer des Hartmannbundes z. B. über zehn 
Reisen in alle Welt zu Lasten dieser Stiftung macht, 
und können Sie mir sagen, wie hoch diese zurück-
gezahlten Beträge tatsächlich sind? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Ich hatte dazu ge-
sagt, daß das kleinere Abweichungen seien, die ab-
solut normal seien. Sie stehen übrigens nicht im 
Zusammenhang mit dem Punkt, den Sie im ersten 
Teil Ihrer Frage angesprochen haben, Herr Kollege. 
Ich bin gerne bereit, Ihnen dazu weitere Mitteilun-
gen zu machen. Aber ich bitte Sie, zu verstehen, daß 
ich die Rechnungslegung aus dem Ablauf von insge-
samt über sieben Jahren jetzt nicht im einzelnen 
hier auf dem Tisch liegen habe. 
Was nun die Reisen angeht, so glaubte ich Ihnen 

in einer anderen Antwort vielleicht schon einen 
sachdienlichen Hinweis gegeben zu haben: Der Auf-
bau einer solchen Reintegrationsmaßnahme, für 
den in einer Reihe von Entwicklungsländern Part-
ner zu gewinnen sind — es ist ja nicht sinnvoll, rein 
vom Papier her zu beurteilen, ob die ärztliche Stan-
desorganisation in irgendeinem westafrikanischen 
Staat oder in Indonesien als Partner geeignet ist —, 
ist tatsächlich zunächst nur im Rahmen von perso-
nellen Kontakten möglich. Insofern war dagegen 
zunächst durchaus nichts einzuwenden. 
In einer ersten mehrjährigen Phase ist ja in der 

Veranstaltung von Symposien vor Ort für diese Idee 
geworben worden. Es ist auch einfach unsere 
Pflicht, zunächst einmal zusätzliche Möglichkeiten 
entwicklungspolitischer Gestaltung zu erkunden. 
Wir sind dann zu dem Ergebnis gekommen, daß 

Symposien und solche Kontaktpflege nach einer be-
stimmten Phase durch andere, nämlich durch eine 
institutionalisierte Zusammenarbeit ersetzt werden 
müssen. Daraus haben wir, wie ich sagte, die Kon-
sequenzen gezogen. Es sind Reisen über einen Zeit-
raum von sieben Jahren vor allem in westafrikani-
sche Länder durchgeführt worden. Sie waren je-
weils durch die Teilnahme der von Ihnen genann-
ten Persönlichkeiten an Symposien als Dozenten 
und Fachberater motiviert. Dies war in dieser Phase 
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sachlich begründet. Ich sagte bereits, daß dies in 
einer weiteren Phase nach unserer Auffassung rein 
strukturell so nicht erforderlich ist. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Zur Beantwortung steht uns 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Spranger 
zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Riedl (München) auf: 

Was hat die Bundesregierung bisher getan bzw. was ge-
denkt sie noch zu veranlassen, um den Zustrom sogenannter 
Wirtschaftsasylanten vorwiegend aus dem asiatischen Be-
reich über die DDR in die Bundesrepublik Deutschland zu 
stoppen, und was sind im einzelnen die Gründe, daß seitens 
der DDR-Behörden zwar der Zugang von Tamilen unterbun-
den wurde, aber andere, meist asiatischer und afrikanischer 
Nationalität, weiter über die DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland eingeschleust werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Kollege Dr. Riedl, das Pro-
blem der illegalen Einreise von Ausländern über 
die DDR bereitet der Bundesregierung große Sor-
gen. Vom 1. Januar bis 30. November 1985 sind auf 
diesem Wege fast 35 000 Ausländer in das Bundes-
gebiet gelangt. 
Die Bundesregierung hat die DDR seit Beginn 

dieses Jahres in zahlreichen Gesprächen aufgefor-
dert, Ausländern entsprechend den internationalen 
Gepflogenheiten die Durchreise nur zu gestatten, 
wenn sie eine Aufenthaltserlaubnis für ein Zielge-
biet haben. Die DDR hat ihre Praxis der Transitge-
währung bisher nur für srilankische Staatsangehö-
rige geändert. Mit Wirkung vom 15. Juli 1985 gestat-
tet sie srilankischen Staatsangehörigen die Durch-
reise nur, wenn sie ein von einer Auslandsvertre-
tung der DDR vor Reiseantritt ausgestelltes Tran-
sitvisum besitzen. Auf Grund dieser Maßnahme ist 
die illegale Einreise srilankischer Staatsangehöri-
ger praktisch versiegt. Während bis Juli 1985 mehr 
als 15 000 Srilanker über die DDR eingereist waren, 
sind seither nur 22 Fälle festgestellt worden. 

Diesem Rückgang steht aber ein deutlicher An-
stieg bei anderen Ausländern gegenüber. Das gilt 
besonders für Inder, Pakistani, Bangalen, Iraner 
und Libanesen. In jüngster Zeit sind erstmals auch 
zahlreiche Türken eingereist, der Zustrom von Gha-
naern hält unvermindert an. Allein im November 
1985 sind fast 3 200 Ausländer über die DDR ins 
Bundesgebiet gelangt. 
Die Bundesregierung wird ihre Forderung, daß 

die DDR ihre Praxis auch für diesen Personenkreis 
den internationalen Gepflogenheiten anpaßt, nach-
drücklich weiterverfolgen. Sie hat der DDR wieder-
holt deutlich gemacht, daß die Angelegenheit die 
Beziehungen zwischen beiden Staaten ernsthaft be-
lasten könnte, wenn die Zahl der illegal einreisen-
den Ausländer nicht bald zurückginge. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, ist die Bundesregierung bereit, bei dem 

ja häufig diskutierten und offensichtlich dem-
nächst zu erwartenden Besuch von DDR-Staatschef 
Honecker diesen Punkt zu einem der Gesprächsthe-
men zu machen und ihn darauf hinzuweisen, daß 
dies keine echten Asylsuchenden, sondern Wirt-
schaftsasylanten sind, die, weil es in Deutschland 
offensichtlich andere, bessere wirtschaftliche Ver-
hältnisse gibt, zu uns kommen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Riedl, Sie können davon ausgehen, daß die Bundes-
regierung wie in der Vergangenheit, so auch zu-
künftig auf allen geeigneten politischen Ebenen auf 
dieses Problem hinweisen und sich um Abhilfe be-
mühen wird, denn dieser Zustand kann so, wie er 
jetzt ist, nicht bleiben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? 
— Bitte. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Danke schön, 
Herr Präsident. 
Herr Staatssekretär, sind Sie in der Lage, diese 

November-Zahl — wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, 3 200 — ein wenig danach aufzuschlüsseln, 
aus welchen Ländern diese Leute stammen und wie 
viele von dort kommen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen die 
Zunahmen bei einzelnen Kontingenten nennen. Die 
Zahl der über die DDR einreisenden Inder und Ban-
galen hat sich seit Jahresanfang verzehnfacht, die 
der Pakistani verdreifacht. Aus dem Iran kamen in 
den letzten Monaten viermal und aus dem Libanon 
fünfmal so viele Reisende wie zu Jahresanfang — 
und zusätzlich noch Leute aus der Türkei. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 22 des Herrn Abgeordneten Ru-
sche auf: 

Wird ausländischen Homosexuellen, die sich in ihren Hei-
matländern politisch für eine Gleichberechtigung der Homo-
sexuellen einsetzen und denen dadurch Gefängnis bzw. To-
desstrafe drohen, in der Bundesrepublik Deutschland Asyl 
gewährt, wenn sie aus diesem Grunde Asyl beantragen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Grundsätzlich 
wird man davon ausgehen müssen, daß eine dro-
hende Bestrafung wegen Eintretens für die Belange 
Homosexueller im Heimatstaat keine politische 
Verfolgung darstellt. Wenn die soziale Gemein-
schaft eine Handlung eindeutig als im Widerspruch 
zu dem Sittengesetz, das sie allgemein für sich als 
verbindlich anerkennt, stehend betrachtet — wozu 
auch Unterstützungshandlungen der von Ihnen ge-
nannten Art zählen können —, wird eine Sanktion 
der Gemeinschaft nicht als politische Verfolgung 
angesehen werden können. 

Eine eventuell zu erwartende Bestrafung wird im 
allgemeinen Ausländerrecht im Rahmen der 
pflichtgemäßen Ausübung des Ermessens im Hin-
blick auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
der Mittel bei ausländerrechtlichen Maßnahmen, 
insbesondere bei der Frage einer Abschiebung, be-
rücksichtigt werden. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatssekretär, heißt das, 
daß die Bundesregierung billigend in Kauf nimmt, 
daß Menschen für etwas, was sie nicht verschulden, 
für etwas, womit sie niemandem etwas antun, zum 
Tode verurteilt werden oder Gefängnisstrafen auf 
sich nehmen müssen? Heißt das, daß die Bundesre-
gierung nicht der Meinung ist, daß diesen Men-
schen geholfen werden muß? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Nein, das heißt es 
nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? 
— Bitte. 

Rusche (GRÜNE): Könnten Sie diese Zusatzfrage 
bitte etwas ausführlicher beantworten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich verweise auf 
die ausführliche Antwort, die ich Ihnen erteilt habe 
und aus der diese Schlußfolgerungen, die Sie gezo-
gen haben, absolut nicht zu ziehen sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sollen wir 
die von Ihnen heute gegebene Antwort so verste-
hen, daß es, wenn in einem Land wie nach dem Vor-
bild des Dritten Reiches Homosexuelle in ein KZ 
verbracht würden und dort zu Tode kämen, in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht als ein Asyl-
grund anerkannt würde? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich halte es nicht 
für gut, wenn Sie meine Antwort in unzulässiger 
Weise interpretieren. Sie müssen die Antwort so 
nehmen, wie sie — ich glaube, in sehr deutlicher 
und eindeutiger Form — erfolgt ist, und müssen sie 
so auch zur Kenntnis nehmen. 

(Schily [GRÜNE]: Das war keine Anwort 
auf meine Frage, Herr Staatssekretär!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Emmerlich. 

(Schily [GRÜNE]: Das war keine Ant

-

wort!) 
— Herr Abgeordneter Schily, wir sind hier nicht in 
einer Diskussion! 

(Schily [GRÜNE]: So etwas ist eine Zumu

-

tung!) 
Herr Abgeordneter Emmerlich, bitte! 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
habe den Eindruck, daß Sie nicht die Ihnen gestellte 
Frage beantwortet haben, sondern eine andere, und 
deshalb frage ich noch einmal: Halten Sie es für 
einen politischen Sachverhalt, wenn jemand für die 
Straffreiheit der Homosexualität zwischen Erwach-
senen eintritt, und sind Sie mit mir der Auffassung, 
daß dann, wenn wegen des Eintretens für eine sol-
che politische Forderung Verfolgung droht, ein 
Asylgrund gegeben ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Emmerlich, ich bitte doch wirklich darum, die ein-
deutige Frage und auch die eindeutige Antwort zur 
Kenntnis zu nehmen, der zu entnehmen ist, daß 
dann ein politischer Verfolgungsgrund für die Ge-
währung von Asyl auch nach der Rechtsprechung 
in der Bundesrepublik Deutschland im allgemeinen 
dann nicht gegeben ist, daß aber im konkreten Fall 
bei der Frage einer Abschiebung die Situation in 
den Heimatländern zu berücksichtigen ist. Das ist 
meine eindeutige Antwort auf die gestellte Frage 
gewesen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Werner. 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen bekannt, daß es in Schweden ein Asyl-
recht für Homosexuelle gibt, und zwar genau für die 
Art von Verfolgungsgründen, die in der Fragestel-
lung des Kollegen Rusche angeführt wurde, und be-
urteilen Sie das nicht als eine politische Bestim-
mung? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich darf darauf 
hinweisen, daß ich hier nach Auskünften über die 
Situation in der Bundesrepublik Deutschland ge-
fragt wurde — darüber ist Auskunft erteilt wor-
den —, aber nicht zu der Situation in Schweden. 

(Rusche [GRÜNE]: Ist das ein Staatssekre

-

tär?) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Timm. 

Frau Dr. Timm (SPD): Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, darüber nachzudenken und prüfen zu 
lassen, ob ein solcher politischer Grund im Ausland 
hinreichend ist, um hier Asyl zu gewähren? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
habe die in der Bundesrepublik Deutschland zur 
Zeit gegebene Rechtslage wiedergegeben. Es gibt 
auch Verfahren — beispielsweise eines in zweiter 
Instanz in Kassel —, die sich mit diesem Thema 
zusätzlich beschäftigen. Vorher hat die Bundesre-
gierung keinen Anlaß, Änderungen des Gesetzes 
vorzunehmen oder anzustreben. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Das ist ja nicht zu 
fassen! Er beantwortet keine einzige 

Frage!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
frage Sie, ob Ihnen bekannt ist und ob Sie bestäti-
gen können, daß in Schweden ein Asylrecht für Ho-
mosexuelle besteht. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich sehe zu der 
Frage, wie sich die Situation in der Bunderepublik 
Deutschland darstellt, keinen Zusammenhang. Ich 
bitte sehr um Nachsicht. Es ist nicht meine Aufga-
be, hier über den Zustand in Schweden zu berichten 
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oder Ihnen mein Wissen dazu zur Kenntnis zu ge-
ben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Rusche 
[GRÜNE]: Und der internationale Ver

-

gleich?) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 23 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Emmerlich auf: 
Trifft es zu, daß Bedienstete des Bundeskriminalamtes im 

April 1983 oder zu anderer Zeit 18 Kilogramm Heroin aus 
Pakistan in die Bundesrepublik Deutschland transportiert 
und anschließend davon 5 Kilogramm weiter nach Belgien 
transportiert haben, und wie waren die näheren Begleitum-
stände der Beteiligung der Bediensteten des Bundeskrimi-
nalamtes an dem Rauschgifttransport (vgl. Bericht der 
Frankfurter Rundschau vom 18. Juli 1985, S. 13)? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Emmerlich, die Frage betrifft ein laufendes Ver-
fahren vor der 17. Strafkammer des Landgerichts 
Frankfurt am Main gegen vier pakistanische 
Rauschgifthändler und -schmuggler. Für Auskünfte 
über Vorgänge, die Gegenstand eines laufenden 
Strafverfahrens sind, ist in erster Linie die Justiz 
zuständig. Ich bitte daher um Ihr Verständnis, daß 
ich im Hinblick darauf Ihre Frage nur einge-
schränkt beantworten kann. 
Im Einvernehmen mit der zuständigen Staatsan-

waltschaft teile ich mit, daß es durch verdeckte Er-
mittlungen gelungen ist, in eine bestehende bedeu-
tende Rauschgiftschmugglerorganisation einzu-
dringen. Im Auftrag des Angeklagten hat ein Beam-
ter des Bundeskriminalamtes 18 kg Heroin aus Pa-
kistan in die Bundesrepublik Deutschland zur Wei-
terverteilung nach Weisung der Angeklagten trans-
portiert. Die Aktion fand in vollem Einvernehmen 
mit den pakistanischen Behörden und der zuständi-
gen Staatsanwaltschaft statt, um Schaden von der 
Bevölkerung abzuwenden, für den Weiterverkauf 
bestimmtes Heroin aus dem Verkehr zu ziehen und 
eine Überführung der Täter zu ermöglichen. 
In gleicher Sache wurden in Belgien zwei weitere 

Bandenmitglieder bereits rechtskräftig zu fünf bzw. 
zehn Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mir zu, daß die Tätigkeit des Bundeskrimi-
nalamtes der Kontrolle des Deutschen Bundestages 
unterliegt, und können Sie mir die Rechtsgrundlage 
nennen, mit der Sie die von mir erbetene Auskunft 
verweigern, insbesondere mit der Begründung, es 
handele sich um Gegenstände, die in einem laufen-
den Strafverfahren verhandelt würden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Emmerlich, der Bundesminister hat in einem 
sehr umfangreichen Schriftwechsel mit Ihnen ge-
nau dieses Problem erörtert. Er hat auch zum Aus-
druck gebracht und begründet, warum er sich we-
gen des laufenden Strafverfahrens nicht imstande 
sieht, über die Auskünfte hinaus, die die Justiz er-
teilt hat, weitere Auskünfte zu erteilen. Das bezieht 

auch den Umfang meiner heutigen Antwort auf 
Ihre Frage mit ein. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Emmerlich (SPD): Nachdem Sie — ebenso wie 
im bisherigen Schriftwechsel — die Rechtsgrund-
lage nunmehr erneut nicht mitteilen, frage ich, ob 
Sie, falls Geheimhaltungsbedürfnisse bestehen soll-
ten, die zu respektieren ich natürlich bereit bin, 
eine Möglichkeit sehen, zu einer Beantwortung 
meiner Fragen zu kommen, die allen Geheimhal-
tungsbedürfnissen Rechnung trägt. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Emmerlich, auch hier sehe ich keine Möglichkeit, 
von der schon erteilten Antwort des Innenministers 
an Sie in dem genannten Briefwechsel abzuwei-
chen. Der Innenminister hat j a wiederholt darauf 
hingewiesen, daß er sich wegen des laufenden Ver-
fahrens nicht imstande sieht, über die Angaben der 
Justiz hinaus zu antworten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist die Ein-
fuhr von 18 kg Heroin in die Bundesrepublik nach 
Ihrer Auffassung eine Straftat, und auf welcher 
Rechtsgrundlage ist ein Beamter des Bundeskrimi-
nalamtes — sozusagen im Vorgriff auf die Regelung 
eines undercover-agent — berechtigt, gegen mögli-
cherweise bestehende Strafvorschriften in diesem 
Zusammenhang zu verstoßen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es handelte sich 
hier nicht um den Einsatz eines undercover-agent, 
sondern um den Einsatz eines verdeckten Ermitt-
lers. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Emmerlich [SPD]: Was ist denn da der 

Unterschied?) 
— Das ist ein ganz entscheidender Unterschied, 
Herr Kollege Dr. Emmerlich. Ich habe das sehr aus-
führlich in der letzten Sitzung des Innenausschus-
ses dargelegt. Da konnten Sie aus bestimmten 
Gründen nicht anwesend sein, sonst hätte ich Ihnen 
das dort gleich erläutern können. Im übrigen hat 
die Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main auf ent-
sprechende Anträge die Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens abgelehnt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir denn darin zu, daß der dargestellte Sachver-
halt jedenfalls den Eindruck erweckt, daß die betei-
ligten Polizeibeamten den Tatbestand einer strafba-
ren Handlung erfüllt haben, und hält die Bundesre-
gierung die Begehung von Straftaten durch die Po-
lizei unter irgendeinem Gesichtspunkt für denkbar 
und gerechtfertigt? 

Spranger Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, ich habe zum Ausdruck gebracht, daß 
alle Entscheidungen und Handlungen der Angehö- 
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rigen des BKA in voller Abstimmung mit der 
Staatsanwaltschaft und den zuständigen Behörden 
erfolgt sind und daß Anhaltspunkte für eine Straf-
tat nach der entsprechenden Einstellungsverfügung 
der Staatsanwaltschaft Frankfurt nicht mehr gege-
ben sind. 

(Zuruf des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 24 der Frau Abgeordneten 

Weyel auf: 
Plant die Bundesregierung die Einführung eines neuen 

Grenzterminalsystems im Bereich des Grenzschutzeinzel-
dienstes, und welche Folgen hätte das für die Struktur der 
Arbeitsplätze, insbesondere für die mit Frauen besetzten An-
gestelltenstellen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, im Zusammenhang mit dem ohnehin erfor-
derlichen Austausch der gegenwärtig vorhandenen, 
technisch überholten Bildschirmgeräte prüft die 
Bundesregierung die Einführung eines neuen 
Kommunikationssystems für den Bereich des 
Grenzschutzeinzeldienstes. Damit soll den speziel-
len Bedürfnissen einer möglichst reibungslosen 
grenzpolizeilichen Kontrolle insbesondere durch di-
rekten Zugriff auf polizeiliche Datenbestände un-
mittelbar vom Kontrollplatz aus Rechnung getra-
gen werden. 
Die Datenendgeräte werden dadurch nicht über-

flüssig, sondern lediglich durch neuere ersetzt. Es 
ist nicht auszuschließen, daß sich die Zahl dieser 
Geräte bei denjenigen Grenzdienststellen, die zur 
Zeit über mehrere Abfrageterminals verfügen, ver-
ringern wird. 
Die Zahl der Angestelltenstellen für EDV-Kräfte 

beim Grenzschutzeinzeldienst wird insgesamt ge-
halten werden, da die Bildschirmarbeitsplätze ge-
genwärtig noch nicht durchgehend mit Angestellten 
besetzt sind. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Frau Weyel (SPD): Darf ich Ihrer Antwort entneh-
men, daß solche Arbeitsplätze, die zur Zeit mit nicht 
fachgebundenen Angestellten besetzt sind, dann 
wegfallen sollen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Nein, diese 
Schlußfolgerung kann man nicht ziehen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, wie beur-
teilen Sie mir nur vom Hörensagen bekannte Äuße-
rungen des Direktors der Grenzschutzdirektion, 
daß sich aus der Anschaffung eines solchen Sy-
stems erhebliche Verschiebungen in der Besetzung 
der Angestelltenstellen, vor allen Dingen für weibli-
che Kräfte, ergeben würden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, diese Aussage ist mir nicht einmal vom Hö-
rensagen bekannt. Ich bin gern bereit, der Frage 
nachzugehen, ob etwas Konkretes daran ist. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Wir kommen zur Frage 25 der Frau Abgeordne-

ten Weyel: 
Ist es zutreffend, daß im Rahmen der Einführung eines 

neuen Grenzterminalsystems Frauen entlassen und dafür 
ältere Polizeivollzugsbeamte des mittleren Polizeidienstes 
eingesetzt werden sollen bzw. beim Auslaufen von Beschäfti-
gungsverhältnissen die Neubesetzung in dieser Form erfol-
gen soll? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, nein, dies trifft nicht zu. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß überwiegend die Vorstellung herrscht, viele 
Frauenarbeitsplätze seien in stärkerem Maße mit 
Teilzeitkräften zu besetzen, und sind Ihnen Fälle 
bekannt, daß Bewerberinnen, die sich für eine Voll-
zeitarbeitsstelle in diesem Bereich beworben ha-
ben, mit dieser Begründung abgewiesen worden 
sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wir haben das 
Problem der Vermehrung der Teilzeitkräfte in die-
sem Bereich auf Grund Ihrer Fragestellung im 
Deutschen Bundestag schon einmal behandelt. Daß 
solche Tendenzen, von denen Sie jetzt sprechen, 
schon konkret existieren, ist mir nicht bekannt; 
aber ich bin gern bereit, auch das nachzuprüfen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Erhard zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 26 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Enders auf: 
Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, wie viele Selbst-

morde und Selbstmordversuche sich in den Haftanstalten 
der Bundesrepublik Deutschland durchschnittlich im Jahr 
ereignen? 

Bitte. 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Kollege Enders, ich beantworte 
Ihre Frage wie folgt. 
In den letzten zehn Jahren haben sich im Durch-

schnitt jährlich 79 Selbsttötungen in den Justizvoll-
zugsanstalten in der Bundesrepublik ereignet. In 
den einzelnen Jahren schwankten die Zahlen zwi-
schen 66 — das war im Jahr 1980 — und 94 im Jahre 
1982. 
Über Selbsttötungsversuche ist die Bundesregie-

rung nur bis zum Jahre 1980 unterrichtet. Bis dahin 
ist darüber eine eigene Statistik geführt worden. In 
den Jahren 1975 bis 1980 sind von den Landesjustiz-
verwaltungen im Durchschnitt jährlich 389 ernst-
hafte Selbstmordversuche gezählt worden. In die-
sen Jahren schwankten die Zahlen im einzelnen 
zwischen 356 — das war 1978 —, und 449 — im 
Jahre 1975. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 
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Dr. Enders (SPD): Herr Staatssekretär, schließen 
Sie aus diesen Zahlen, daß die Angst vor der Strafe 
oder die inhumanen Haftbedingungen Ursache für 
Selbstmord oder für Selbstmordversuche sind? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich schließe aus die-
sen Zahlen, daß die inhaftierten Täter — zu einem 
erheblichen Teil noch Untersuchungsgefangene — 
vor dem Strafverfahren und seinen Folgen verzwei-
feln. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Enders (SPD): Herr Staatssekretär, da es sich 
vorwiegend um Untersuchungsgefangene handelt, 
drängt sich doch die Frage auf, ob Vorsorge getrof-
fen werden kann, diesen Menschen zu helfen, damit 
sie diesen Weg nicht gehen. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Enders, 
ist das nicht die nächste Frage, die Sie gestellt ha-
ben? 

(Dr. Enders [SPD]: Ja!) 
— Also keine Zusatzfrage? 

(Dr. Enders [SPD]: Nein! Das können wir 
damit verbinden!) 

— Gut. 

Vizepräsident Stücklen: Einen Moment! Ein biß-
chen sollten wir uns an die Ordnung halten. Die 
letzte Zusatzfrage deckte sich mit der zweiten ein-
gereichten Frage, die noch zur Beantwortung 
steht? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Nur anders formu-
liert, aber mit demselben Inhalt. 

Vizepräsident Stücklen: Dann haben Sie noch drei 
Zusatzfragen. Bitte sehr. 

Dr. Enders (SPD): Könnte ich zu meiner ersten 
Frage noch folgende Zusatzfrage an Sie richten, 
Herr Staatssekretär: Gibt es Unterlagen dafür, daß 
sich die Selbstmordversuche prozentual in be-
stimmten Regionen oder Bundesländern häufen, 
oder verteilen sie sich gleichmäßig? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich habe eine Ge-
samtstatistik gehabt und habe sie mir genau ange-
sehen. Es gibt eine Aufteilung nur bei zwei Län-
dern, die getrennte Untersuchungen durchgeführt 
haben. Aber diese Unterlagen geben keine Grund-
lage dafür, eine Aussage zu Ihrer Frage zu ma-
chen. 

(Dr. Enders [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe die Frage 27 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Hält die Bundesregierung größere Anstrengungen für not-
wendig, um der Suizidgefahr in den Haftanstalten wirkungs-
voller begegnen zu können? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Das Strafvollzugsge-
setz verpflichtet die Vollzugsbehörden in § 56 Abs. 1 
allgemein, für die körperliche und geistige Gesund-
heit der Gefangenen zu sorgen. Darüber hinaus 

sind nach § 88 besondere Sicherungsmaßnahmen 
zulässig, wenn die Gefahr des Selbstmordes oder 
der Selbstverletzung besteht. Entsprechende bun-
deseinheitliche Vorschriften bestehen auch für den 
Vollzug der Untersuchungshaft und der Jugend-
strafe. 
Die Entscheidung über Maßnahmen zur Abwen-

dung von Suizidgefahr ist ebenso wie der Vollzug 
der Freiheitsstrafe überhaupt nach der verfas-
sungsrechtlichen Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland Aufgabe der Länder. Die Bundesregie-
rung geht davon aus, daß die zuständigen Stellen 
der Länder die vorgenannten Vorschriften anwen-
den und die notwendigen Maßnahmen zur Vorbeu-
gung gegen Suizidgefahr veranlassen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Enders (SPD): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung den Eindruck, daß von Länder-
seite her die Zahl der Sozialarbeiter für die Be-
schäftigung in den Vollzugsanstalten ausreichend 
ist, oder hat sie den Eindruck, daß sie überlastet 
sind und ihren Aufgaben nicht voll nachkommen 
können? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
gibt sich Mühe, ein gutes Einvernehmen mit den 
Landesjustizverwaltungen zu haben. Wir haben kei-
nen Anlaß, den Ländern einen Vorwurf zu machen, 
die vielleicht wünschenswerten Stellen nicht in ih-
ren Haushaltsplänen ausgebracht zu haben. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Enders (SPD): Sieht die Bundesregierung eine 
Maßnahme, den Suizidgefahren vorzubeugen, auch 
darin, den Inhaftierten mehr die Möglichkeit zu ge-
ben, Freigänger zu werden oder durch Urlaub mehr 
Kontakt zu ihren Familien oder Angehörigen zu 
pflegen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Es gibt dafür, Herr 
Kollege Enders, keine erkennbaren Anhaltspunkte. 
Wenn Sie sich die Statistik ansehen, werden Sie 
staunen, daß ein sehr hoher Prozentsatz der Suizide 
innerhalb der ersten zwei Wochen nach Beginn der 
Haftzeit und über die Hälfte insgesamt im Lauf der 
ersten zwei Monate der Haftzeit begangen werden. 

(Dr. Enders [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 28 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Müller (Bremen) auf. — Der Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Es wird verfahren, wie es in unseren Richt-
linien vorgesehen ist. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters der Finanzen auf. Für die Beantwortung der 
Fragen steht uns Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Dr. Häfele zur Verfügung. 
Die Frage 29 des Abgeordneten Dr. Riedl (Mün-

chen) ist vom Fragesteller zurückgezogen worden. 
Die Fragen 30 und 31 des Abgeordneten Büchner 

(Speyer) und die Frage 33 des Abgeordneten 
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Vizepräsident Stücklen 
Dr. Hupka sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 32 des Herrn Abgeordneten 
Hettling auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des bayerischen 
Ministerpräsidenten Strauß, die Sportfliegerei wieder von 
der Mineralölsteuer zu befreien, wenn ja, ab wann soll dies 
dann auch für die Sportboote gelten? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich darf Ihre Frage so beantwor-
ten: Die Koalitionsfraktionen haben dem Deut-
schen Bundestag zusammen mit dem Steuerberei-
nigungsgesetz 1986, das der Deutsche Bundestag 
am 12. Dezember 1985, also morgen, abschließend 
beraten wird, den Entwurf einer Entschließung zur 
Mineralölbesteuerung der Flugkraftstoffe vorgelegt 
— vgl. Bundestags-Drucksache 10/4498 —. Darin 
wird die Bundesregierung aufgefordert, Vorschläge 
für eine ausgewogenere steuerliche Regelung für 
den gesamten Luftverkehr zu machen und auch auf 
europäischer Ebene für eine einheitliche, wettbe-
werbsneutrale Besteuerung der Flugkraftstoffe ein-
zutreten. Diesem Auftrag wird die Bundesregierung 
nachkommen. Es besteht kein Anlaß für Überlegun-
gen zur Abgabenbefreiung für Wassersportfahr-
zeuge. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Hett-
ling, Sie haben jetzt eine Großzügigkeit des Präsidi-
ums erfahren. Denn die Bundesregierung hat nicht 
zu beurteilen, ob der bayerische Ministerpräsident 
so oder so entscheidet. Die Bundesregierung hat 
eine Landesregierung oder Staatsregierung nicht 
zu beurteilen. Aber da die Frage beantwortet wor-
den ist, haben Sie die Möglichkeit von Zusatzfragen 
— bezogen aber nicht auf die Person, sondern auf 
die Sache. Bitte schön. 

Hettling (SPD): Das habe ich verstanden, Herr 
Präsident. Schönen Dank für den Hinweis. 

Zur Sache. Kann ich aus der Antwort, die Sie 
Herr Staatssekretär, gerade gegeben haben, ent-
nehmen, daß der Auftrag dahin zu verstehen ist, 
daß doch eine Senkung der Mineralölsteuer insge-
samt für den Luftverkehr beabsichtigt ist und, 
wenn ja, wird das für den Wassersport ebenso vor-
gesehen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Beim Wassersport 
gibt es überhaupt keine Überlegungen, wie ich be-
tont habe. Beim Luftsport geht der Auftrag dahin, 
eine Wettbewerbsneutralität zu erzielen, und zwar 
möglichst in Europa. Wir haben jetzt immerhin den 
Zustand, daß mittelständische Unternehmen, die 
gewerblich Flugverkehr betreiben — wir fliegen 
sehr oft freitags mit Maschinen solcher mittelstän-
dischen Unternehmen in unsere Heimatstandorte 
-, Mineralölsteuer bezahlen müssen, während die 
Luftlinien wie die Lufthansa völlig befreit sind. Das 
ist eine Wettbewerbsverfälschung. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Hettling (SPD): Dies war aber überhaupt nicht die 
Frage gewesen. Hier ging es um den Luftsport und 
die Befreiung von Mineralölsteuer. Daß die Luft-
hansa und andere große Luftverkehrsunternehmen 
keine Steuern bezahlen und die mittelständischen 
Unternehmen bezahlen müssen, ist ein Skandal für 
sich, wenn man die Steuergerechtigkeit als Maß-
stab nimmt. Aber hier geht es darum, ob der Luft-
sport im Rahmen des Auftrages, den Sie dem Parla-
ment nun in der Entschließung vorlegen wollen, von 
der Entrichtung der Mineralölsteuer — es kann j a 
sein, daß dies für die mittelständischen Unterneh-
men geschehen soll — befreit werden soll. Wird 
dann, wenn dies der Fall ist, auch der Wassersport, 
der zur Entrichtung der Mineralölsteuer verpflich-
tet ist, davon befreit werden? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich sage Ihnen 
zum drittenmal: Bezüglich des Wassersports gibt es 
überhaupt keine Überlegungen in diese Richtung. 
Beim Luftsport kann natürlich auf europäischer 
Ebene die Lösung womöglich auch darin bestehen, 
daß die Gesellschaften, die im Linienverkehr flie-
gen, von der Mineralölsteuer künftig nicht mehr 
völlig befreit sind. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatssekretär, handelt es 
sich bei den Interessenten an der Sportfliegerei — 
im Vergleich zu Personenkreisen, bei denen die 
Bundesregierung, wie sie immer betont, Kürzungen 
der Sozialhilfe oder ähnlicher finanzieller Mittel 
nur ungern vornimmt — um notleidende Menschen, 
denen solche Fürsorge der Bundesregierung beson-
ders zuteil werden soll? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Es geht nicht um 
Fürsorgemaßnahmen, sondern darum, ob die Be-
steuerung wettbewerbsneutral und gleichmäßig ist, 
auch im Hinblick auf Europa. Das ist die einzig 
zulässige Frage. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Staatssekretär, von wem 
kommt die Anregung, die Sportfliegerei wieder von 
der Mineralölsteuer zu befreien? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Das ist ein altes 
Anliegen aller Flieger in Deutschland. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kunz (Weiden) auf: 

Worin liegt der Unterschied für die Entscheidung des Bun-
desaufsichtsamtes für das Versicherungswesen von 1983, als 
es einen teueren „Balkantarif" für Griechen, Türken und 
Jugoslawen ablehnte und andererseits jetzt erst eine ge-
plante Regionalisierung der Kraftfahrzeugversicherung für 
ganze Regierungsbezirke z. B. Niederbayern und Oberpfalz 
höhere Sondertarife hinzunehmen bereit ist? 
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Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Kunz, ich darf Ihre Frage 34 so beantworten: 
Der Unterschied, nach dem Sie fragen, liegt zum 
einen darin, daß die Tarife in der Kasko-Versiche-
rung nicht mehr genehmigungspflichtig sind. Die 
Versicherungsunternehmen sind in der Gestaltung 
ihrer Tarife, einschließlich des Tarifgefüges, frei. 
Zum anderen sind bei der Berechnung der Tarife 

in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, die 
genehmigungspflichtig sind, auch subjektive Ge-
fahrenmerkmale wie der Wohnort des Versiche-
rungsnehmers vom Verordnungsgeber ausdrück-
lich zugelassen. Man kann daher den Versicherern 
schwerlich verwehren, bei den genehmigungsfreien 
Tarifen in der Kasko-Versicherung auf den Wohn-
ort abzustellen. 
Dagegen wollten die Versicherer bei den 1983 zur 

Genehmigung vorgelegten Tarifen in der Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherung auf die Staatsangehö-
rigkeit abstellen, hilfsweise auf die sehr große Ab-
weichung von der durchschnittlichen Benutzung 
des Fahrzeuges, die fehlende Fahrpraxis im Inland 
oder die Verwendung des versicherten Fahrzeuges 
zu Familienheimfahrten in Länder, die nicht Anlie-
gerstaaten der Bundesrepublik Deutschland sind. 
Die Staatsangehörigkeit wurde vom Bundesauf-
sichtsamt für das Versicherungswesen als ungeeig-
netes subjektives Tarifmerkmal angesehen und der 
Antrag deshalb abgelehnt. Die anderen genannten 
Merkmale wurden wegen fehlender Erfaßbarkeit 
und fehlender Kontrollmöglichkeit ebenfalls als un-
geeignet angesehen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wie kann die Bundesregierung eine offensichtli-
che Ungerechtigkeit in der Versicherung, und zwar 
in der Kasko-Versicherung, von den Betroffenen ab-
wenden, die darin liegt, daß bei den Kriterien nach 
den vorgesehenen Tarifen auf den Wohnort und 
nicht auf das individuelle Versicherungsrisiko abge-
stellt wird, das eben auf die Person bezogen ist? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Es ist nach der 
Rechtslage so, daß wir überhaupt keine Möglichkeit 
haben. Denn nach dem Gesetz ist es möglich — des-
wegen hat das Bundesaufsichtsamt für das Versi-
cherungswesen auch keinerlei Einwendungsmög-
lichkeit gehabt —, daß eine Schadengemeinschaft 
eines bestimmten Gebietes berücksichtigt wird. Das 
ist eine sachliche Abgrenzung, die nicht unzulässig 
ist. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage? — 

Bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie nicht meine Auffassung, daß die Re-
gionalisierung der Schadenstarife, die sich also auf 
den Wohnort bezieht, insofern eine Ungerechtigkeit 
darstellt, als vergleichbare Versicherte in anderen 
Gebieten trotz ihres persönlichen Verhaltens be-
günstigt sind? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Dagegen hilft nur 
der Wettbewerb der verschiedenen Versicherungen. 

Ich hoffe, daß dieser Wettbewerb auch in dieser 
Frage voll in Gang kommt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jobst, bitte sehr. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung ihre politische Ansicht zum 
Ausdruck bringen, daß sie eine Preiserhöhung bei 
der Kasko-Versicherung, die in manchen Regionen 
bis zu 30 und 40% geht, nicht für in Ordnung hält? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
müssen uns an das Gesetz halten. Wir haben dieses 
Gesetz miteinander gemacht: Deregulierung, Ent-
bürokratisierung. Nicht alles soll durch Bürokratien 
genehmigt werden. Vielmehr soll der Wettbewerb 
zwischen den verschiedenen Versicherungen für ei-
nen Ausgleich sorgen. Wenn wir dieses gute Gesetz 
gemacht haben — eines der Entbürokratisierungs-
gesetze —, dann müssen wir uns daran halten und 
können nicht öffentlich dauernd von Genehmigung 
reden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — Ich rufe die Frage 35 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Kunz (Weiden) auf: 

Welche sachlichen Gründe (außer von Wettbewerbsüberle-
gungen, die aber von der Bundesregierung niemals als 
Rechtfertigung für die Regionalisierung akzeptiert werden 
dürften) rechtfertigen höhere Kraftfahrzeugversicherungsta-
rife für ganze Regionen, wo doch ausschließlich das persönli-
che Unfallprofil Maßstab für das Risiko und damit für die 
Höhe der Kraftfahrzeugversicherungsprämie sein darf? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Kunz, ich darf Ihnen so antworten: Für die Un-
terscheidung nach Regionen spricht der unter-
schiedliche Schadenbedarf, der nach dem tatsächli-
chen Schadensverlauf regional festgestellt wird. Die 
Tarif-Verordnung für die genehmigungspflichtigen 
Haftpflicht-Tarife läßt neben den objektiven Gefah-
renmerkmalen auch die Berücksichtigung subjekti-
ver Gefahrenmerkmale zu, zu denen nicht nur die 
Dauer der Schadenfreiheit und die Anzahl der 
Schäden, sondern auch der Wohnort des Versiche-
rungsnehmers gehören. Die Berufung hierauf auch 
bei der Kasko-Versicherung kann damit den Versi-
cherern nicht verwehrt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, kann mir die Bundesregierung erklären, warum 
unterschiedliche Tarife eingeräumt werden, die 
sich u. a. an dem Kriterium des Wohnortes orientie-
ren, der in keiner Weise auf das Unfallrisiko Ein-
fluß hat?  Das Unfallrisiko scheint mir doch eher 
darin zu liegen, daß dort die Verkehrsverhältnisse 
ungünstig sind, die der einzelne gar nicht beeinflus-
sen kann. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Kunz, bei der Haftpflichtversicherung, die alle 
Kraftfahrer abgeschlossen haben, ist es nach den 
Vorschriften ausdrücklich zugelassen, regionale Ge-
fahrengemeinschaften zu berücksichtigen. Das ist 
also ein Anknüpfungspunkt der akzeptiert wird. Sie 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 183. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Dezember 1985 	13941 

Parl. Staatssekretär Dr. Häfele 
wohnen in einem Wohnort, ich wohne in einem 
Wohnort, und ich muß die Gefahrengemeinschaft 
dort akzeptieren, wo ich zufällig wohne. 
Wenn das nach den Vorschriften bei der Haft-

pflichtversicherung ausdrücklich anerkannt ist, gilt 
das erst recht im genehmigungsfreien Raum für die 
Kasko-Versicherung. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, können Sie meinen Verdacht ausräumen, daß 
die Regionalisierung von Versicherungstarifen vor 
allem darin begründet liegt, daß sich einzelne Re-
gionalversicherer günstige Gebiete herauspicken, 
um dort konkurrenzlose Tarife anzubieten, wäh-
rend andere, die bundesweit Versicherungsträger 
sind, eben den ganzen Bereich abdecken müssen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Da gebe ich Ihnen 
vollkommen recht. Hier sind echte Wettbewerbsfra-
gen angesprochen. Denn es gibt natürlich verschie-
dene Möglichkeiten der Kalkulation: regional oder 
auf das gesamte Bundesgebiet bezogen, auf gün-
stige oder ungünstige Gebiete bezogen. Je nachdem 
kann man verschieden kalkulieren. Ich hoffe — 
soviel möchte ich politisch sagen, das kann ich ja 
wohl —, daß der Wettbewerb zwischen den ver-
schiedenen Versicherungsgesellschaften hier für ei-
nen frischen, kräftigen Wind sorgt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß in dicht besiedelten Gebieten 
die Möglichkeiten des öffentlichen Personennah-
verkehrs erheblich besser sind, daß daher der be-
troffene Kraftfahrer die Möglichkeit hat, mehr da-
von Gebrauch zu machen und damit das Unfallri-
siko zu senken, und daß alsdann durch eine solche 
Senkung des allgemeinen Unfallrisikos auch wieder 
andere Voraussetzungen für die Einteilung der Re-
gionen gegeben sind? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Dieser Gesichts-
punkt mag auch eine Rolle spielen. Aber die Vor-
schriften lassen eben die Gefahrengemeinschaft in-
nerhalb einer Region als Anknüpfungspunkt zu. 
Das ist nicht unzulässig. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Huonker auf: 

Wie hoch wären die Steuermehreinnahmen von Bund und 
Ländern durch den Verkauf des Flick-Konzerns an die Deut-
sche Bank, und in welchem Bundesland fielen diese Mehr-
einnahmen an? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Huonker, ich darf Ihre Frage wie folgt beantworten: 
Die Bundesregierung kann die Frage, wie hoch die 
Steuermehreinnahmen von Bund und Ländern 
durch den Verkauf des Flick-Konzerns an die 
Deutsche Bank wären und in welchem Bundesland 
diese Mehreinnahmen anfielen, nicht beantworten. 

Der Bundesregierung sind keine Einzelheiten des 
angesprochenen Vorgangs bekannt, da die Besteue-
rung nach dem Einkommensteuergesetz in die Zu-
ständigkeit der jeweiligen Länderfinanzbehörden 
fällt. 
Selbst wenn die Bundesregierung eigene Kennt-

nisse über den Verkaufsvorgang hätte — was sie 
nicht hat —, wäre sie mit Rücksicht auf das Steuer-
geheimnis daran gehindert, ohne die Zustimmung 
des Betroffenen Einzelheiten des Steuerfalles be-
kanntzugeben. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir im Hinblick darauf, daß die Abgabenordnung 
das Steuergeheimnis insofern nicht anerkennt, als 
der Steuerbürger selber der Öffentlichkeit Aus-
künfte erteilt, sagen, ob in diesem Fall nach Ihrer 
Auffassung die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung des halben Steuersatzes nach § 34 des Ein-
kommensteuergesetzes gegeben sind; wenn ja, ob 
Sie glauben, daß der Sinn des § 34 des Einkommen-
steuergesetzes noch gewährleistet wäre, wenn in ei-
nem solchen Fall der halbe Steuersatz Anwendung 
fände? Sollte man nicht für die Zukunft gesetzgebe-
rische Maßnahmen treffen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
dazu keine Auskunft geben. Zum einen sind wir mit 
diesem Steuerfall nicht oder noch nicht befaßt, son-
dern damit ist womöglich eine Landesbehörde be-
faßt. Das kann sein. Zum anderen habe ich bis jetzt 
keine Zustimmung des Steuerpflichtigen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mit Sicherheit ausschließen, daß die Bundesregie-
rung im Zusammenhang mit der in der Öffentlich-
keit bekanntgewordenen Transaktion um Rechts-
auskunft bezüglich der Steuerfragen, die ja schwie-
rig sind, angegangen worden ist? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, ob 
wir angegangen werden. Bisher sind wir mit dem 
Fall nicht befaßt worden. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sollen wir 
Ihre jetzt gegebenen Antworten so verstehen, daß 
kein Mitglied der Bundesregierung von dem beab-
sichtigten Verkauf des Flick-Konzerns an die Deut-
sche Bank in irgendeiner Weise unterrichtet wor-
den ist, bevor es in der Öffentlichkeit bekanntgege-
ben wurde? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich bin davon 
überzeugt, daß alle Mitglieder der Bundesregierung 
die Zeitungen lesen und insofern unterrichtet wor-
den sind. Irgendeine Vorunterrichtung ist mir nicht 
bekannt. Mein Haus ist nicht unterrichtet worden. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Spöri. 
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Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, daß ich da-
von ausgehen kann, daß der Bundesregierung be-
kannt ist, daß in der Vergangenheit der Firma Flick 
Steuervergünstigungen im Umfang von mehreren 
100 Millionen DM gewährt worden sind, ist klar. 
Ausgehend von dieser Tatsache möchte ich Sie fra-
gen, ob durch einen derartigen Verkaufserlös durch 
den Verkauf an die Deutsche Bank jetzt diese Steu-
ervergünstigungen an den Staat Bundesrepublik 
Deutschland zurückgezahlt werden, d. h. ob die 
Nachversteuerung nach § 6b des Einkommensteu-
ergesetzes bei Wiederverkauf dieser Aktienanteile 
sichergestellt ist. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Diese Rechtsfrage 
wird die zuständige Finanzbehörde des Bundeslan-
des zu klären haben. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß Herr Herrhausen, Vorstandsmitglied der Deut-
schen Bank, Berater des Herrn Bundeskanzler ist? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, 
was diese Frage mit der Ursprungsfrage zu tun 
hat. 

Vizepräsident Stücklen: Sie brauchen das nicht zu 
beantworten, Herr Staatssekretär, aber die Frage 
war noch korrekt. 
Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 

Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Pres-
seberichte zutreffend, nach denen das Haus Flick 
die Steuerstundung in Höhe von 450 Millionen DM 
für die Sache Grace, die von der damals SPD-
geführten Bundesregierung gewährt wurde, nun-
mehr zurückzahlen will, so daß sich damit der an-
hängige Verwaltungsrechtsstreit erledigt? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich habe so etwas 
auch in der Zeitung gelesen, und womöglich ist das 
ein Tatbestand, der die Sache rechtlich klärt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten 

Spöri auf. 
Wäre der geplante Verkauf des Flick-Konzerns an die 

Deutsche Bank mit den bankenpolitischen Grundsätzen der 
Bundesregierung vereinbar? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Spöri, nach den bisher aus den Medien bekannten 
Einzelheiten dürften sich aus dem Verkauf des in-
dustriellen Besitzes durch Herrn Dr. Friedrich 
Karl Flick an die Deutsche Bank keine Unverein-
barkeiten mit bankpolitischen Grundsätzen erge-
ben. Eine endgültige Beurteilung wird jedoch erst 
möglich sein, sobald die Einzelheiten des beabsich-
tigten Verkaufs unter allen bankaufsichtlichen Ge-
sichtspunkten geprüft worden sind. Im übrigen be-
grüßt es die Bundesregierung, wenn durch den Ver-
kauf Aktien an der Börse einem breiten Publikum 

angeboten werden und damit ein Beitrag zur Bele-
bung des Aktienmarktes geleistet wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie 
den gewaltigen strukturellen Einfluß, den die Deut-
sche Bank mit dieser Operation auf die Neugestal-
tung der deutschen Industrie ausübt, bankenpoli-
tisch mit Ihren Grundsätzen für vereinbar? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Nach den Aus-
künften, die wir aus den Medien entnommen haben, 
soll dieses gesamte Paket breit gestreut werden. Ich 
glaube, man kann es nur begrüßen, wenn ein großes 
Vermögen breit gestreut wird und es nicht in der 
Hand eines einzelnen bleibt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Spöri (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie es 
für eine wirklich tragfähige Kooperation der deut-
schen Wirtschaft, der Deutschen Bank mit der deut-
schen Bundesregierung, wenn Sie über einen sol-
chen Vorgang von solch struktureller Tragweite im 
Bankensystem als Vertreter des federführenden Fi-
nanzministeriums nicht direkt informiert werden?  

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Spöri, das könnten Sie auch genau umgekehrt sa-
gen: Wenn wir politisch gleichsam von vornherein 
als Berater eingeschaltet worden wären, könnte der 
Vorwurf von Ihrer Seite kommen: Da ist etwas ganz 
Finsteres miteinander ausgeheckt worden, obwohl 
die Bundesregierung überhaupt nicht zuständig ist. 
— Wir sind überhaupt nicht zuständig. Einen sol-
chen Vorwurf könnte man dann erheben. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

(Abg. Huonker [SPD] meldet sich zu einer 
Zusatzfrage) 

— Ich kann keine Zusatzfrage mehr zulassen, und 
auch die Frage 38 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Lammert kann ich nur aufrufen, weil der Herr 
Abgeordnete nicht im Saal ist. Es wird daher nach 
der Geschäftsordnung verfahren. Da die Weih-
nachtsferien bevorstehen, wollte ich nicht diese ein-
zige Frage aus dem Geschäftsbereich des Finanzmi-
nisters unerledigt lassen. Das war der Hinter-
grund. 

(Huonker [SPD]: Akzeptiert!) 
Damit ist die Fragestunde beendet. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 
Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß Nr. 1 c der 

Anlage 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem Thema 

Haltung der Bundesregierung zu dem Ro-
dungsbeginn für die Wiederaufbereitungsan-
lage in Wackersdorf 

verlangt. 
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Vizepräsident Westphal 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-

geordnete Bueb. 

Bueb (GRÜNE): Meine Damen und Herren! Die 
kaltschnäuzige Entscheidung des Münchener Ver-
waltungsgerichtshofes gegen die Interessen von 
vier von der geplanten WAA betroffenen Bürger in 
Wackersdorf zeigt deutlich: Strauß kann sich wie 
schon in der Vergangenheit auf seinen Verwal-
tungsgerichtshof in München verlassen. Verlassen 
kann sich aber auch die DWK auf den Münchener 
Verwaltungsgerichtshof, wußte sie doch schon vor 
einer Woche, daß dem heutigen Rodungstermin 
nichts mehr im Wege steht. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist leider wahr!) 

Franz Josef macht's möglich. Wo es Schwierigkei-
ten mit der Rechtsprechung gibt, Strauß und seine 
Kumpels in Bonn räumen sie aus dem Weg. 

(Bohl [CDU/CSU]: Nun halt dich mal zu
-rück!) 

So nennt man dies z. B. Straffung des Verfahrens 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung. 

Rechtzeitig vor der Sommerpause ist hier im Ho-
hen Haus ein Gesetz zur Änderung der Verwal-
tungsgerichtsordnung durchgepeitscht worden. Die-
ses Gesetz ist eindeutig eine Lex Wackersdorf. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mit diesem Sondergesetz ist es der Bayerischen 
Staatsregierung möglich, die Prozeßabwicklung so-
fort an den Verwaltungsgerichtshof zu geben und 
das lästige Verwaltungsgericht in Regensburg aus-
zuschalten. Dies ist ein rechtspolitischer Skandal. 

Eine zweite Lex Wackersdorf ist schon in Vorbe-
reitung. Hier geht es um die Änderung des Investi-
tionszulagengesetzes. Bisher konnten nach diesem 
Gesetz nur Arbeitsplätze gefördert werden, die bis 
zu 6 Millionen DM gekostet haben. Eine Förderung 
von Wackersdorf-Arbeitsplätzen wäre dadurch 
nicht möglich gewesen. Nach der Änderung können 
jedoch auch so kapitalintensive Arbeitsplätze, wie 
sie in Wackersdorf anfallen werden, bis zu 600 000 
DM je Arbeitsplatz gefördert werden. Die SPD hat 
diesem Gesetzentwurf im Finanzausschuß leider 
bereits zugestimmt. 

(Stiegler [SPD]: Schmarrer!) 

Um die möglichst reibungslose Errichtung der 
WAA zu gewährleisten, rückt der atomare Überwa-
chungsstaat in greifbare Nähe. Die offene Drohung 
der Staatsregierung, demonstrierende Beamte mit 
Berufsverbot zu belegen und das verabschiedete 
Strafrechtsänderungsgesetz mit dem Vermum-
mungsverbot — Zitat Strauß: Sollen doch die De-
monstranten ihre Visagen zeigen! —, 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: So ist es!) 

wonach Demonstranten mit drakonischen Geldstra

-

fen von weiteren Demonstrationen abgeschreckt 

werden sollen, zeigen deutlich, wie Grundrechte bei 
uns eingeschränkt werden. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Sie verwechseln 
friedliche Demonstrationen mit chaoti

-

schen!) 

Die Drohung der Staatsregierung, den Landrat 
Schuirer des Amtes zu entheben, und das Überge-
hen des Landrats bei der Erteilung der Baugeneh-
migung ist ein weiteres Indiz dafür, was noch alles 
auf uns zukommen wird. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Sie reden Unsinn!) 

Sie nennen das Recht und Gesetz. Ich nenne das 
Nötigung und Gewalt gegen Bürger. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Sie, meine Damen und Herren von der CDU/CSU, 
haben ein gebrochenes Verhältnis zur Gewalt und 
zu diesem Rechtsstaat. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

Sie zimmern sich den Rechtsstaat so zusammen, 
wie es Ihrer Interessenlage und Ihren Auftragge-
bern von der Großindustrie am besten dient. 

(Zurufe von den GRÜNEN: So ist es!) 

Die Parole, mit der Wyhl bisher verhindert wer-
den konnte, lautet: Wo Recht zu Unrecht wird, wird 
Widerstand zur Pflicht. 

Das bedeutet, daß wir ab heute alles tun werden, 
um auch den kleinsten Baufortschritt zu behindern. 
Ab heute wird in Wackersdorf gerodet. Ab heute ist 
Franz Josef Strauß seinen Machtphantasien, dem 
Griff nach der Bombe, wieder ein Stückchen näher-
gekommen. Die Errichtung dieses monströsen Un-
ternehmens ist nämlich nur dann „sinnvoll und 
wirtschaftlich", wenn man es aus Perspektive der 
ständig steigenden Aufrüstung sieht. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Werden Sie auswan

-

dern, wenn die Wiederaufarbeitungsanlage 
gebaut wird?) 

Als zivil genutzter Brennstoff ist das Plutonium, 
das nach 1995 in der WAA erzeugt werden soll, um 
vieles zu kostspielig. Die WAA ist sinnlos, wenn es 
um Entsorgung, um billige und gesunde Energie 
und um Arbeitsplätze geht. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Weil Sie mit dem 
Rad fahren!) 

Die WAA ist nur dann sinnvoll, wenn sie auch mili-
tärisch genutzt werden kann. 

Ich rufe von dieser Stelle zum Widerstand gegen 
das Wahnsinnsprojekt Wackersdorf auf. Kommt 
alle nach Wackersdorf und verhindert mit gewalt-
freien Aktionen die Errichtung der gefährlichsten 
Industrieanlage in der Geschichte Europas! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Fraktion der GRÜNEN solidarisiert sich mit 
allen gewaltfreien WAA-Gegnern in Wackersdorf 
und wird deshalb dort auf dem Platz eine Sondersit-
zung abhalten und am Wochenende an der Demon- 
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Bueb 
stration und an der Platzumzingelung und -beset-
zung teilnehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zur Geschäfts-
ordnung hat der Abgeordnete Schulte (Menden). 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Fraktion der GRÜ-
NEN beantragt nach § 42 der Geschäftsordnung die 
Herbeirufung des Herrn Ministers Zimmermann. 
Wir sind der Auffassung, daß es die Pflicht des 
zuständigen Ministers ist, bei dieser entscheiden-
den und wichtigen Debatte anwesend zu sein. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Ich frage, ob von anderen 
das Wort zu einer Geschäftsordnungsäußerung ge-
wünscht wird? — Herr Bohl, bitte schön. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Staatssekretär 
Spranger, der auch in der Fragestunde anwesend 
war, vertritt bei dieser Aktuellen Stunde den Bun-
desinnenminister. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Er ist sogar zuständig 
für diesen Fachbereich!) 

Wir konnten auch nach den Vorgesprächen, die sol-
chen Aktuellen Stunden vorauszugehen pflegen, 
Herr Kollege Bueb, davon ausgehen, daß Sie die 
Anwesenheit von Herrn Spranger als ausreichend 
ansehen würden und daß Sie nicht Anlaß finden 
würden, den Herrn Bundesinnenminister herbeizu-
zitieren. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sie wollen nur Ter

-

ror machen!) 
Ich wäre Ihnen sehr verbunden, wenn auch Sie sich 
den parlamentarischen Gepflogenheiten beugen 
könnten, und möchte Sie bitten, entweder den An-
trag zurückzuziehen oder aber damit einverstanden 
zu sein — wenn Sie auf einer Herbeizitierung beste-
hen —, daß wir in der Aktuellen Stunde fortfahren 
und dafür Sorge tragen, daß der Herr Bundesinnen-
minister binnen einer Frist von einer Viertelstunde 
hier eintrifft. 

(Mann [GRÜNE]: Abstimmen!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir haben keine weiteren Wortmeldungen dazu 
vorliegen. 

Wir müssen darüber abstimmen. Es ist der An-
trag auf Herbeirufung von Minister Zimmermann 
gestellt. Ich bitte diejenigen, die für den Antrag zu 
stimmen beabsichtigen, um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Der Antrag ist mit Mehr-
heit abgelehnt. 

Wir fahren in der Aktuellen Stunde fort. Das Wort 
hat der Abgeordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Ankündigung des Kollegen 
von den GRÜNEN ist nur noch die Frage hinzuzufü

-

gen, ob man denn nun nach Wackersdorf mit dem 
Dienstwagen fahren oder ob man das unter Privat-
vergnügen einordnen und dann auch den Privatwa-
gen benutzen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Herr Präsident, es scheint mir wichtig, den Sach-
verhalt in die Diskussion einzuführen, wegen dem 
Sie, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, 
so aufgebracht sind. Der Tatbestand ist, daß der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof gestern, und 
zwar nicht kaltschnäuzig, sondern nach Recht und 
Gesetz, über Anträge von Bürgern entschieden hat, 
die Wirksamkeit des Bebauungsplanes für das Ge-
biet, auf dem die Wiederaufarbeitungsanlage er-
richtet werden soll, vorläufig auszusetzen. Diese 
Anträge wurden mit der Begründung abgelehnt, 
daß der gegenwärtige Sach- und Streitstand dieser 
Verfahren schon jetzt die Aussage ermögliche, daß 
die Hauptsacheanträge wahrscheinlich ohne Erfolg 
bleiben werden. 

Nach dieser Feststellung des Gerichts gibt es für 
die Baufirmen, die ohnehin den Entscheidungster-
min abgewartet hatten, keinen Grund mehr, mit 
den Rodungsarbeiten länger zu warten. 

Die Verwaltungsbehörden haben entschieden. 
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat diese 
Entscheidung bestätigt und wird wohl auch dabei 
bleiben. Der Bauherr macht nun von seinem Recht 
Gebrauch, zu bauen. Wo hier der Stoff für eine Ak-
tuelle Stunde sein soll, ist mir wahrlich unerfind-
lich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die GRÜNEN erwecken den Eindruck, als wür-
den sich im oberpfälzischen Wackersdorf sozusagen 
staatsstreichartig dunkle Mächte zusammentun, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

um Natur und Menschheit zu schädigen. Dann, so 
meinen Sie, wäre Widerstand selbstverständliche 
Pflicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen ausdrücklich: Ich habe nichts gegen 
Widerstand, wenn er sich in angemessener Form, 
z. B. in einer Demonstration, artikuliert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist aber höchste Zeit, daß Sie von den GRÜNEN 
Ihr Verhältnis zum Widerstand und zur Gewalt klä-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wollen Sie denn wirklich diese sogenannten Behin-
derungsaktionen weiterhin als gewaltfrei deklarie-
ren? Wollen Sie nicht einräumen, daß sich Beset-
zung und das Wort „friedlich" wohl von vornherein 
schon ausschließen? Oder wollen Sie sich gar denen 
in Ihren Reihen anschließen, die ihre Proteste nach 
der Legalität der Anlage richten wollen, was nach 
ihrer Argumentation ja wohl nur heißen kann, daß 
sie vor nichts zurückschrecken werden? Oder wie 
halten Sie es mit dem Vorschlag aus Ihren Reihen, 
über eine Telefonkette 200 radikale Personen zu 
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Fellner 
mobilisieren, damit auf der Baustelle etwas los 
sei? 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Eine Verleum

-

dung!) 

Dieses alles sollten Sie in diesem Hause erläutern. 
Das müssen Sie allerdings auch gegenüber der Poli-
zei in Wackersdorf erläutern. Das müssen Sie na-
türlich auch den Bürgern in der Oberpfalz darle-
gen. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie haben durch Falschinformationen den Bür-
ger verunsichert. Aber ich hoffe, daß sich von Ihnen 
niemand mehr in die Irre führen oder gar ins Un-
glück stürzen läßt, nur deshalb, weil Sie Ihr Verhält-
nis zur Gewalt nicht geklärt haben. 

(Bueb [GRÜNE]: Sie haben es!) 

Ich meine, daß sich auf dieser ungeklärten Basis 
kein Bürger an Widerstand und Demonstrationen 
beteiligen sollte. 

Für alle diejenigen, die glauben, daß sie nach die-
ser Gerichtsentscheidung weiterhin gegen diese 
Anlage protestieren müssen, möchte ich doch ein 
paar Positionen darlegen, die das Gericht in seinem 
Beschluß festgehalten hat: Das Gericht hat selbst 
die vielfach als kritisch angesehene Frage, ob der 
Bebauungsplan in hinreichender Weise die radiolo-
gischen Auswirkungen der Anlage würdigt, als un-
problematisch angesehen. Das Gericht anerkennt 
die in allen fachbehördlichen und fachgutachtlichen 
Stellungnahmen vertretene Position, daß die von 
der Anlage zu erwartenden radiologischen Auswir-
kungen — einschließlich der Auswirkungen auf das 
Grundwasser — im Rahmen der nachfolgenden 
Einzelgenehmigungsverfahren hinreichend be-
grenzbar und technisch beherrschbar sind. Das 
sollte meines Erachtens all diejenigen beruhigen, 
die befürchten, daß mit dem Baubeginn ein Schritt 
in ein nicht beherrschbares Sicherheitsrisiko getan 
wäre. 

Wir wünschen uns, daß die Rodungsarbeiten zü-
gig vorangehen, 

(Zurufe von den GRÜNEN und der SPD) 

damit bald der Bauzaun errichtet werden kann und 
die weiteren Arbeiten ohne permanenten Polizei-
schutz erledigt werden können. Den Bauarbeitern 
hätten wir besseres Wetter gewünscht. Aber zum 
Trost sei darauf hingewiesen, daß auch die zu er-
wartenden Demonstranten und auch Sie kein bes-
seres Wetter haben werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mit den Motorsägen an den Bäumen in 
Wackersdorf wird nach unserem Eindruck auch die 

Säge an das Rechtsgefühl vieler Menschen ange-
legt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Wo haben Sie Ihr 

Rechtsgefühl her?) 

Dies geschieht seit geraumer Zeit. Ich möchte die 
Gelegenheit nutzen, auf die unumschränkte und in 
meinen und unseren Augen rechtsmißbräuchliche 
Nutzung des Rechtsinstitutes der sofortigen Voll-
ziehbarkeit hinzuweisen, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

denn nicht die gestrige Gerichtsentscheidung ist die 
Ursache dafür, daß jetzt der Wald gerodet wird. Ur-
sache ist vielmehr, daß die Bayerische Staatsregie-
rung die erste Teilerrichtungsgenehmigung ohne 
Wenn und Aber mit einer äußerst windigen Begrün-
dung für sofort vollziehbar erklärt hat. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Haben Sie die Ge

-
nehmigung überhaupt gelesen?) 

— Die können Sie bei mir nachschauen. Sie haben 
sie wahrscheinlich nicht gelesen, sonst könnten Sie 
sich jetzt nicht aufregen. 

Grundsätzlich gilt: Die Anfechtungsklage hat auf-
schiebende Wirkung. Das bedeutet, daß von einer 
Genehmigung nicht eher Gebrauch gemacht wer-
den kann, als bis über die Klage rechtskräftig ent-
schieden ist. Diesen Suspensiveffekt hat das Ver-
fassungsgericht als fundamentalen Grundsatz des 
öffentlichen Prozesses bezeichnet und ihn aus 
Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes hergeleitet. Nur 
ausnahmsweise darf die aufschiebende Wirkung 
außer Kraft gesetzt werden. In der Praxis fällt auf: 
Bei nahezu allen Genehmigungen von atomrechtli-
chen Großprojekten ordnet die Verwaltungsbe-
hörde die sofortige Vollziehbarkeit an. 

Ich habe den Wissenschaftlichen Dienst des Bun-
destages das nachprüfen lassen: Hier wird die so-
fortige Vollziehbarkeit zur Regel gemacht und da-
mit die Rechtslage auf den Kopf gestellt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist es, was das Vertrauen in die rechtsstaatliche 
Sicherung ganz gewaltig erschüttert. Auch Sie soll-
ten ernsthaft darüber nachdenken. 

Wenn Sie einmal die fadenscheinige bayerische 
Begründung anschauen, werden Sie feststellen: 
Kein Wort wird zur Veränderung der Verhältnisse 
verloren, auf die Argumente der Gegner wird kein 
Satz verschwendet, die Systemstudie über andere 
Entsorgungstechniken wird außer acht gelassen, 

(Grünbeck [FDP]: Das ist falsch!) 

die Unwirtschaftlichkeit der Wiederaufarbeitung 
wird überhaupt nicht angesprochen — ebensowenig 
wie neuere Energiebedarfserkenntnisse. Hier wol-
len alle an Ihrer Seite im Irrtum verharren. Wir wis-
sen alle: Nur das sind die Weisen, die vom Irrtum 
zur Wahrheit reisen, und das sind Narren, die im 
Irrtum beharren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 
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Stiegler 
Hier ist auch einmal ein ernstes Wort an unsere 

Gerichte zu richten. Gerade die bayerische Justiz 
(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Wol

-

len Sie die auch abschaffen?) 

zeichnet sich durch eine hohe Distinktion in Grund-
buchsachen aus. Der Heilige Thomas hätte seine 
Freude. Wenn es um diese Fragen geht, folgen sie 
der Staatsregierung in den meisten Fällen ohne 
Wenn und Aber. Auch das muß in diesem Zusam-
menhang angesprochen werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie betreiben den Abbau der rechtsstaatlichen 
Sicherungen. Ich erinnere an die „Lex Schuirer", an 
den Verstoß gegen die Grundsätze der Bayerischen 
Verfassung, an die Sondergesetze im Zusammen-
hang mit dem Selbsteintritt gegen den amtierenden 
Landrat, an Sonderbestimmungen zur Wirtschafts-
förderung, an die Sonderbestimmungen für die 
WAA im Zusammenhang mit dem Investitionszula-
gengesetz gegen den Willen der SPD. Herr Bueb, 
machen Sie nicht einen solchen Schmarren, und 
verbreiten Sie nicht falsche Behauptungen. Die 
SPD-Fraktion hat sich hier eindeutig gegen die Ex-
trawurst für die WAA ausgesprochen. 

Meine Damen und Herren, in Bayern gibt es bald 
keinen wirksamen Rechtsschutz gegen atomrechtli-
che Genehmigungsverfahren mehr. Sie bauen sy-
stematisch den Rechtsschutz und die rechtsstaatli-
chen Sicherungen ab und wundern sich dann, wenn 
bei anderen die Sicherungen durchbrennen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

Die „Süddeutsche Zeitung" schreibt heute: 
Vor Gericht erfolglos, von der Kraftmeierei pro-
voziert, mit der die Regierung das Projekt an 
Land gezogen und vorangetrieben hat, werden 
es die besonnenen Leute in der Protestfront 
nun schwerer als bisher haben, die Heißsporne 
im Zaum zu halten. Das breite, weit in das kon-
servative Lager reichende Bündnis scheint je-
doch fest entschlossen, die Oberpfalz nicht zu 
einer neuen Startbahn für Gewalt und Gegen-
gewalt machen zu lassen. 

Wir als Sozialdemokraten rufen zum friedlichen 
Widerstand auf, wir rufen aber auch bei Ihnen zum 
Umdenken auf. Wer solche Großprojekte ins Werk 
setzt, muß die rechtsstaatlichen Sicherungen aus-
bauen, nicht abbauen, meine Damen und Herren, 
sonst geht mit dieser Entscheidung das Vertrauen 
in den Rechtsstaat kaputt. 

Ein Letztes. Wir sagen den Bürgern: Ihr könnt 
euer Schicksal ändern — 1987 mit einer Mehrheit 
für die Sozialdemokratie. Dann hat der Spuk ein 
Ende. Es ist nur schade um die Bäume. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn ein Abgeordneter  

des Deutschen Bundestages hier hergeht und er-
klärt, das Gericht in München habe mit Kalt-
schnäuzigkeit entschieden, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das hat es 
doch!) 

muß ich Ihnen sagen: Das Gericht in München hat 
rechtsstaatlich entschieden, Ihr Glaube an den 
Rechtsstaat scheint nicht besonders ausbaufähig zu 
sein, und darum möchte ich mich eigentlich mehr 
mit Ihnen, Herr Stiegler, auseinandersetzen. 

Das, was Sie hier gesagt haben, war ein schlech-
tes Zeugnis für Ihre eigenen Freunde, für die So-
zialdemokraten im Bayerischen Landtag, denn 
diese haben der bayerischen Richterei ein großes 
Lob gezollt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was ist Rich

-

terei, Herr Grünbeck?) 

Wenn Sie hier die bayerischen Richter beschuldi-
gen, sie würden sich der Macht in Bayern beugen, 
lügen Sie den eigenen Leuten in die Tasche, und Sie 
erklären damit die Aussagen Ihrer eigenen 
Freunde im Bayerischen Landtag für unglaub-
würdig. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Damit bin ich natürlich bei den Sozialdemo-
kraten. 

(Mann [GRÜNE]: Herr Grünbeck, lesen Sie 
die Rede von Herrn Stiegler noch einmal 

nach!) 

Meine Damen und Herren, was ist denn Wackers-
dorf? Ich melde mich hier als ehemaliger Angehöri-
ger des Bayerischen Landtages zu Wort, als Abge-
ordneter, der damals in der Opposition war und der 
damals in Verantwortung für die Energiewirtschaft 
in Bayern der Staatsregierung mit ihrem Konzept 
der Energieversorgung recht gegeben hat. Ich bin 
nicht der Meinung, daß man Opposition immer nur 
um der Opposition willen betreiben muß, 

(Zustimmung bei der FDP) 

sondern man muß Opposition betreiben, um bessere 
Entscheidungen herbeizuführen. 

(Beifall bei der FDP — Schäfer [Offenburg] 
[SPD]: Die FDP ist immer dabei! Immer an 

der Regierung!) 

Die bayerische FDP steuert da einen ganz klaren 
Kurs. 

Da möchte ich Ihnen nur einmal eines vorhalten 
— diese Geschichte muß man hier auftischen —: Im 
Jahre 1979 — in Ihren Reihen sitzen ja einige Leu-
te, die damals mit uns gemeinsam in der Regie-
rungsverantwortung waren — haben die Minister-
präsidenten aller Länder beschlossen, daß man der 
Kernenergie das Jawort gibt und daß man die Ent-
sorgung vorantreibt. 

(Zurufe von der SPD) 
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Grünbeck 
— Entschuldigen Sie bitte, wissen Sie nicht mehr, 
was wir in diesem Programm beschlossen haben? 
Das kennen Sie doch noch! 

(Stiegler [SPD]: Ist inzwischen die Zeit ste

-

hengeblieben?) 

Das war unser Programm, in dem gesagt wurde: 
Man muß die Kernenergie zur Abdeckung der 
Grundlast ausbauen. Das haben wir doch beschlos-
sen! 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Aber wir haben gleichzeitig beschlossen, die Ent-
sorgung voranzutreiben. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Nein, Sie wollen nur von Ihren eigenen Positio-
nen nichts mehr wissen, weil Sie überhaupt nicht 
mehr wissen, was Sie wollen. Das ist doch das Pro-
blem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vor kurzem hat mein Kollege Wernitz hier ge-
sprochen. Sie müßten einmal das miterleben, was 
wir im Land Bayern erleben. Da erklärt die SPD: Ja, 
Ausbau der Grundlast. — Wenn es dann aber um 
den Standort eines Kraftwerks geht, sagt jeder Ih-
rer Kollegen: hier nicht und heute nicht, und wo, 
das wissen wir überhaupt nicht, und wann, das wis-
sen wir auch nicht. Das etwa ist doch Ihre Energie-
politik. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Ibbenbüren ist typisch! — Schäfer 
[Offenburg] [SPD]: Thema WAA! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Nein, ich rede nicht am Thema vorbei. Man kann 
nicht eine Energiepolitik betreiben, ohne ein Wort 
zur Arbeitsplatzsituation in Ostbayern zu sagen. 
Wissen Sie denn eigentlich, was dort vor sich geht? 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

— Sie lachen; ich glaube nicht, daß Sie das wissen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Wir wissen das! 
— Weitere lebhafte Zurufe von den 
GRÜNEN und der SPD — Glocke des 

Präsidenten) 

— Ich möchte Ihnen einen Vorschlag machen: Ich 
würde die GRÜNEN-Fraktion in die Schreihals

-

Fraktion umtaufen. Warum schreien Sie denn im-
mer so? 

(Stahl [Kempen] [SPD]: An die eigene 
Nase packen!) 

— Bitte? 

(Stahl [Kempen] [SPD]: An die eigene 
Nase fassen! — Weitere Zurufe von der 

SPD und den GRÜNEN) 

— Nein, nein. — Wir in Bayern haben die Umwelt-
belastung durch eine sehr ordentliche Energiepoli-
tik sehr stark zurückgedrängt. Das muß ich Ihnen 
einmal sagen. Den Schadstoffbericht aus Bayern 
sollten Sie schon einmal lesen. Herr Kollege Stahl, 
wir haben damals gesagt: Wir wollen die Kernkraft-
werke sicherer machen, wir wollen sie wirtschaftli

-

cher machen, aber wir wollen sie auch von der Ent-
koppelung — — 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, Zwischenrufe können für die Belebung einer 
Debatte wirklich hilfreich sein, aber wenn es zu 
viele sind, dann stören sie den Redner. Da hat der 
Präsident aufzupassen. — Bitte fahren Sie fort, 
Herr Abgeordneter. 

Grünbeck (FDP): Ich danke Ihnen, Herr Präsi-
dent. — Die bayerische FDP hat dazu klare Be-
schlüsse gefaßt, und zwar mit großer Mehrheit. Wir 
haben die Anlage in Wackersdorf im Landesvor-
stand begrüßt; es gab zehn Stimmen dafür, eine 
Enthaltung und eine Gegenstimme. Das waren un-
sere Beschlüsse. Wir haben in der Sitzung des Lan-
desvorstands beschlossen — Herr Präsident, ich 
darf mit Ihrer Genehmigung wörtlich zitieren — 

(Stiegler [SPD]: Für die Max-Hütte habt 
ihr kein Geld, aber dafür habt ihr Geld!) 

Alle betroffenen Landesfachausschüsse verfol-
gen das Wackersdorfer Baugenehmigungsver-
fahren höchst kritisch und arbeiten konkrete 
politische Forderungen aus, um im Hinblick 
auf die Sicherheit tragbare Entscheidungen zu 
finden. 

Herr Kollege Fellner hat all das vorgetragen, was 
durch das Innenministerium in bezug auf die Si-
cherheit von Wackersdorf vorgeprüft und entschie-
den worden ist. Das hat doch nichts mit einer 
Rechtsbeugung zu tun; das hat nur etwas damit zu 
tun, daß man durch sachbezogene Entscheidungen 
Rechtssicherheit schafft und nicht durch Schreierei 
die Bevölkerung verunsichert, weil man glaubt, 
man könne damit ein paar Wählerstimmen ernten. 
Da werden Sie sich täuschen. 

(Mann [GRÜNE]: Die Bevölkerung ist von 
sich aus verunsichert, nicht von uns!) 

Ich kann Ihnen nur eines sagen: Sie machen mir 
wirklich keinen Kummer. Mir macht vielmehr die 
Energiepolitik der Sozialdemokraten Kummer, 
denn wenn Sie selbst zu Ibbenbüren ja,  zu Wackers-
dorf aber nein sagen, dann nehmen Sie Abschied 
von einer glaubwürdigen Energie- und Umweltpoli-
tik. Das werden Sie sich von den Wählern vorhalten 
lassen müssen. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Thema ver

-

fehlt! — Schulte [Menden] [GRÜNE]: Eine 
typische FDP-Papierkorb-Rede!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesmini-
sterium des Innern, Herr Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die heutige Aktuelle Stunde ist für die 
GRÜNEN — das ist nach dem ersten Beitrag hier 
offenkundig geworden — lediglich ein spektakulä- 
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Parl. Staatssekretär Spranger 
rer Auftakt für eine Reihe von Aktionen, die nur bei 
dem ihnen eigenen Demokratieverständnis begreif-
bar sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP — Zuruf von den GRÜNEN: Ein guter 

Auftakt!) 

Sie suchen den Konflikt wieder einmal auf der Stra-
ße. Seit langem ist eine Großdemonstration in 
Wackersdorf für den Fall des Rodungsbeginns an-
gesetzt, die jetzt sogar mit einer Besetzung des 
Bauplatzes verbunden werden soll. Ziel ist, den Bau 
der Wiederaufarbeitungsanlage um jeden Preis zu 
verhindern, auch wenn dieser unter allen rechts-
staatlichen Aspekten zulässig und von den Mehr-
heiten in Bund und Land gewollt ist. 

Gestern hat der Bayerische Verwaltungsgerichts-
hof entschieden, daß der Bebauungsplan nach dem 
Ergebnis der Prüfungen im vorläufigen Verfahren 
rechtmäßig ist. Das Gericht hat dabei hervorgeho-
ben, daß es keine Rechtsfehler bei der Abwägung 
der schutzwürdigen Belange, insbesondere unter 
Berücksichtigung der Landwirtschaft und des Na-
tur- und Landschaftsschutzes, gegeben hat. Der 
VGH hat daher den Erlaß einer einstweiligen An-
ordnung zu Recht abgelehnt. 

Vorhin hat der Herr Abgeordnete Stiegler von 
„durchgebrannten Sicherungen" gesprochen. Ich 
muß sagen: Ihre rechtlichen Bewertungen kann ich 
nur unter diesem Aspekt verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Völlig unbeeindruckt von dieser eindeutigen Ge-
richtsentscheidung, die nach unserer Verfassungs-
ordnung für alle verbindlich ist, hat der Bundesge-
schäftsführer der GRÜNEN noch am gleichen Tag 
alle Mitglieder seiner Partei aufgerufen, sich mas-
siv an den für das kommende Wochenende geplan-
ten Protestaktionen gegen den Beginn der Ro-
dungsarbeiten für die atomare Wiederaufarbei-
tungsanlage in Wackersdorf zu beteiligen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

— Klatschen Sie aber anschließend auch noch.  — 
Der  Rodungsbeginn sei das Startsignal, den Wider-
stand gegen den Einstieg in den Plutoniumstaat 
ebenso fröhlich wie entschlossen zu verwirklichen. 
Herr Weinzierl versteigt sich sogar zu der Äuße-
rung, der Atomstaat binde die Gerichte mit ein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, einen derartigen Um-
gang mit der dritten Gewalt halte ich für schlicht

-

weg unerträglich. Herr Bueb, was Ihre Angriffe auf 
den bayerischen Ministerpräsidenten und gegen-
über dem Verwaltungsgerichtshof anbelangt, so 
kann ich nur sagen: Das ist unsinnig und ausge-
sprochen flegelhaft. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Den Kernenergiegegner sage ich mit aller Deutlich-
keit: Das Demonstrationsrecht ist ein hohes Gut, 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

aber kein Freibrief für Gewalt, Herr Mann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung begrüßt die getroffenen 
Maßnahmen zur Errichtung einer deutschen Wie-
deraufarbeitungsanlage als einen Markstein zur 
Verwirklichung des integrierten Entsorgungskon-
zepts. 

(Bueb [GRÜNE]: So ein Quatsch!) 

Dazu gehört auch die Rodung des für die Anlagen 
notwendigen Geländes. Mit dem Bebauungsplan für 
den Taxöldener Forst hat der dafür zuständige Frei-
staat Bayern sichergestellt, daß bei der Errichtung 
alle vermeidbaren Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft unterbleiben. 

(Mann [GRÜNE]: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!) 

Die Bundesregierung hält an der Wiederaufarbei-
tung aus atomrechtlichen, energie- und technologie-
politischen Überlegungen fest, wie dies der Kabi-
nettsbeschluß vom 23. Januar 1985 eingehend dar-
gestellt hat. Wer sich ernsthaft mit dem Stellenwert 
der Wiederaufarbeitungsanlage im deutschen Ent-
sorgungskonzept auseinandersetzt, wird sehr 
schnell feststellen, daß es dazu zumindest aus heuti-
ger technologischer Sicht keine sinnvolle Alterna-
tive gibt. 

(Mann [GRÜNE]: Ein Unfug!) 

Die so oft propagierte direkte Endlagerung ist eben 
noch kein technologisch abgesicherter Entsor-
gungspf ad.  

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Aber die Wie

-

deraufarbeitung!) 

Da ihre Machbarkeit hier auch nicht mit bloßen 
Worten herbeigeredet werden kann, handelt jeder 
scheinheilig, der schon jetzt darauf setzen will. 

(Mann [GRÜNE]: Ein Sprangersches Glau

-

bensbekenntnis!) 

Er zielt in Wahrheit darauf, die bestehenden Ent-
sorgungsnachweise zu beseitigen, und offenbart so 
sein eigentliches Ziel: den Ausstieg aus der Kern-
energie. 

Auch die ständigen Behauptungen über die Unsi-
cherheit und die Gefahren der Wiederaufarbeitung 
entbehren jeder sachlichen Grundlage. Die Mitar-
beiter im Bundesministerium des Innern haben die 
Antragsunterlagen im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
und ihrer Amtspflichten ebenso eingehend geprüft 
wie die Fachleute im bayerischen Umweltministe-
rium. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Ebenso 
schlampig!) 

Reaktorsicherheitskommission 	und 	Strahlen

-

schutzkommission haben die sicherheitstechnische 
Machbarkeit bestätigt. 

(Stiegler [SPD]: Augen zu und durch!) 
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Der Bundesminister des Innern hat in seiner bun-
desaufsichtlichen Stellungnahme vom 18. Dezem-
ber 1984 festgestellt, 

(Mann [GRÜNE]: An deren Unabhängig

-

keit können wir leider nicht mehr glau

-

ben!) 

daß aus der Sicht der kerntechnischen Sicherheit 
und des Strahlenschutzes gegen Standort und Kon-
zept der Anlage keine Bedenken bestehen. 

Meine Damen und Herren, es ist schon ein unge-
heuerlicher Vorwurf, die Beamten, die sich mit ih-
rem Amtseid dem Wohl dieses Staates verpflichtet 
haben, 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Mir kommen die Tränen!) 

und die unabhängigen Sachverständigen im Geneh-
migungsverfahren des leichtfertigen Umgangs mit 
Leben und Gesundheit unserer Bürger zu bezichti-
gen, wie die GRÜNEN das tun. 

(Mann [GRÜNE]: Hier ist der Vorwurf 
wohl auch berechtigt, Herr Spranger!) 

Ebenso ungeheuerlich ist die Aussage, nur wer 
Atombomben wolle, brauche eine Wiederaufarbei-
tungsanlage. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Aber zutreffend! — Frau Borgmann [GRÜ

-

NE]: Diese Aussage ist zutreffend!) 

Hiermit sollen Furcht und Schrecken verbreitet 
werden. 

Aber damit noch nicht genug. Unsere Gesetze 
wollen die GRÜNEN offenbar dann nicht gelten las-
sen, wenn sie nicht ihren eigenen Vorstellungen 
entsprechen. Legal ist für sie nur das, was sie für 
legal erklären. 

(Mann [GRÜNE]: Unfug!) 

Hier, meine Damen und Herren, mißbraucht eine 
Minderheit unsere freiheitliche Grundordnung. Sie 
will demokratische Mehrheiten durch selbster-
nannte elitäre Minderheiten manipulieren. Aber 
das, meine Damen und Herren, werden wir nicht 
hinnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reuter. 

Reuter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob gerade 
der Kollege Spranger der richtige Ratgeber ist, uns 
Nachhilfeunterricht in Sachen Demokratie zu ge-
ben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will zunächst sagen: Im Grunde genommen 
ist diese Aktuelle Stunde heute nachmittag nicht 
notwendig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der CDU/CSU: Der Mann hat recht!) 

— Wir brauchen keine lautstarken Abgeordneten, 
Herr Kollege, wir brauchen starke Abgeordnete. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: So einen wie 
Sie!) 

— Ja, das ist klar. 

Ich will Ihnen auch sagen, warum ich hier gegen 
den Antrag gestimmt habe, den Minister herzuzitie-
ren. Wir müssen an uns selbst die gleichen Maß-
stäbe anlegen. Da so wenige Abgeordnete hier sind, 
hätte ich etwas Hemmungen, einen Minister herzu-
zitieren. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Obrigkeitshö

-

rig!) 

Ich will sehr deutlich sagen, daß mich die Art und 
Weise, wie die CDU/CSU die Probleme behandelt, 
sorgenvoll stimmt. Wenn irgendwo ein Konfliktpo-
tential heranwächst, wenn sich die Leute irgendwo 
kritisch mit den Themen befassen, handeln Sie im-
mer so nach dem Motto: Wir haben da noch die Poli-
zei, wir können ja noch die Justiz damit befassen; 
wir haben den Apparat in der Hand, und wenn die 
nicht spuren, dann machen wir Gesetze mit Sofort-
vollzug und setzen das alles durch. 

(Stiegler [SPD]: Augen zu und durch! — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das ist kein Quatsch, das ist die Realität. — Sie 
haben keine Konfliktbereitschaft. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wir haben seit Jah

-

ren eine intensive Diskussion geführt!) 

Sie können doch nicht mit einem Federstrich die 
Sorgen der Menschen vom Tisch nehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will die Gelegenheit nutzen, unseren Stand-
punkt noch einmal klarzumachen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Erzählen Sie ein

-

mal etwas über Hanau!) 

Wir Sozialdemokraten sind gegen die Wiederaufar-
beitung — aus den verschiedensten Gründen, die 
wir hier schon einige Male dargelegt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Seit wann?) 

— Seit wir die Erkenntnis haben, daß es ein ökono-
misch unsinniges Projekt ist, denn hier werden 
8 Milliarden DM in den Sand gesetzt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wo haben Sie denn die Konzeption, wie Sie die 
Entsorgung lösen wollen? Eine einfache Wiederauf-
arbeitungsanlage mit 350 Jahrestonnen ist doch im 
Grunde genommen keine Entsorgung. Sagen Sie 
mir doch einmal, wie das mit Gorleben aussieht! 
Was wollen Sie mit dem Salzstock? Sie erklären der 
staunenden Öffentlichkeit, daß die Entsorgungs-
frage gelöst ist. 

Ihnen geht es aber im wesentlichen darum, hier 
für den bayerischen Raum etwas zu tun. Da sage 
ich einmal allen Ernstes: Es wäre doch auch denk-
bar gewesen, wenn Sie der Meinung sind, daß hier 
eine Strukturschwäche besteht, die Mittel so dahin 
zu geben, um die Strukturprobleme im bayerischen 
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Raum zu lösen. Dies sollte doch nicht nur dann 
gehen, wenn man diese Anlage baut. 

Ich darf noch einmal feststellen, daß die 
Schwachstelle der Kernenergienutzung die Entsor-
gung ist. Da würde ich gerne einmal von Ihnen 
hören, wie Sie das Problem lösen wollen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Mit Gesundbe

-

ten! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

— Ich glaube immer an die Dinge, die ich nachvoll-
ziehen kann. Ich glaube auch an den Weihnachts-
mann, wenn er uns schön beschert, Herr Kollege 
Mann. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Die Sorgen 
werden immer bleiben!) 

Aber das, was hier heute abgehandelt wird, ist nach 
meinem Dafürhalten wieder einmal der Beweis da-
für, daß hier lautstarke Auseinandersetzungen ge-
führt werden, ohne daß die Bürger einen echten 
Nutzen davon haben. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Genauso, wie 
sie ihn von der WAA haben!) 

— Herr Kollege, dies ist auch nicht der Ort, wo Sie 
Ihre Probleme zwischen den Fundis und den Realos 
lösen können. Da müssen Sie sich eine andere 
Ebene als den Deutschen Bundestag aussuchen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will Ihnen in der Kürze der mir zur Verfü-
gung stehenden Zeit noch folgendes sagen. Das, 
was hier passiert, läuft nach folgendem Muster ab: 
Wir sind gegen diese Anlage, und wir wollen eine 
andere Politik. Dann wollen wir die Bürger in den 
vor uns liegenden Monaten davon überzeugen. 

(Zuruf von der FDP: Welche denn?) 

Dann können die Bürger bei der Wahl 1987 ent-
scheiden, in welche Hände sie die Politik legen wol-
len. Dann werden wir einmal sehen, wer die Mehr-
heit hat. Wer dann die Mehrheit hat, kann entschei-
den. Alles andere halte ich im Grunde genommen 
für Spiegelfechterei. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie müssen sich einmal verständigen. Wollen Sie 
mit mir Krach, oder wollen Sie Unterhaltung? Was 
haben Sie hier eigentlich vor? Ich kann doch die 
ganzen Argumente gar nicht aufnehmen, wenn Sie 
so durcheinanderreden. 

(Mann [GRÜNE]: Sie kennen doch unsere 
Haltung ganz gut, Herr Kollege!) 

Ich glaube, daß wir im Ausschuß die Sache sehr 
ordentlich beraten haben. 

Ich darf zum Schluß kommen und feststellen: Wir 
Sozialdemokraten lehnen mit Vehemenz eine Wie-
deraufarbeitung ab, bekennen uns aber zum Ein-
satz der Kernenergie im Grundlastbereich, weil wir 
zur Zeit keine Alternative dazu sehen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Freiherr von Schor

-

lemer [CDU/CSU]: Das ist aber ein Eier

-

tanz!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Verehrter hessischer 
Landsmann Reuter, ich will Ihren Stil gern aufgrei-
fen, er hat sich wohltuend von manch anderen Bei-
trägen unterschieden. Ich glaube, wir sollten zur 
Sachlichkeit zurückkehren. 

(Vosen [SPD]: Nehmen Sie sich ein Bei

-

spiel!) 

Ich kann mir nicht verkneifen, auch zu sagen: Es 
gibt doch Unterschiede. Der Kollege Reuter ist ja 
auch Mitglied einer großen Partei in Hessen, die 
der Ministerpräsident Börner — das sage ich ein-
mal mit Blick auf den Kollegen Stiegler — für den 
bayerischen Teil als Randgruppe bezeichnet hat. 

(Stiegler [SPD]: Das ist ein Irrtum!) 
Herr Kollege Stiegler, solange Sie in dieser Laut-
stärke und mit diesen unqualifizierten Anwürfen 
auch gegen die bayerische Staatsregierung zu Felde 
ziehen, werden Sie noch lange eine Randgruppe 
bleiben, wie es Ihr Ministerpräsident Börner aus 
Hessen Ihnen bescheinigt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Machen Sie es einmal 

halblang!) 

Meine Damen und Herren, wir nehmen die Sor-
gen der Menschen, verehrter Herr Kollege Reuter, 
sehr ernst. Sie können sicher sein, daß, wie auch 
der Parlamentarische Staatssekretär Spranger be-
tont hat, streng nach Recht und Gesetz vorgegan-
gen wird. Aber es ist auch kein Tadel zu erheben, 
wenn die bayerische Staatsregierung die rechtli-
chen Möglichkeiten ausschöpft. 

Wie man angesichts der Fakten, die doch zählen 
sollten und mit denen wir uns auseinandersetzen 
sollen, noch behaupten kann, die Entsorgung sei 
nicht vorangekommen, ist mir schlechterdings un-
erfindlich. Herr Kollege Reuter, ein zentrales Zwi-
schenlager für ausgediente Brennelemente mit ei-
ner Kapazität von 1 500 Tonnen in Gorleben ist fer-
tiggestellt. Für ein zweites, ebenso großes Lager in 
Ahaus sind die Bauarbeiten begonnen; sie sind 
zwar im Moment gerichtlich unterbrochen, aber die 
Bauarbeiten sind begonnen. Die Demonstrationsan-
lage für die Verglasung hochradioaktiver Abfälle in 
Mol in Belgien hat ihren Versuchsbetrieb aufge-
nommen. Der Bau von zwei Schächten zur berg-
männischen Erkundung des Salzstocks in Gorleben 
geht planmäßig und termingerecht voran. Die Ei-
senerzgrube Konrad wird bis 1989 zur Endlagerung 
für nicht wärmeentwickelnde Abfälle und Abfälle 
aus abgebrochenen Kernkraftwerken zur Verfü-
gung stehen. Für die Wiederaufarbeitungsanlage in 
Wackersdorf ist die Baugenehmigung erteilt. An der 
Entwicklung der direkten Endlagerung ausgedien-
ter Brennelemente wird gearbeitet. Es gibt kaum 
eine Technik, mit der sich nicht auch dieses Parla-
ment in Anhörungen, in Expertenladungen und bei 
allen möglichen Gelegenheiten immer wieder be-
schäftigt hat. Wer einfach sagt, dies hier geschehe 
im Eiltempo und unüberlegt, der sagt schlicht nicht 
die Wahrheit und hält sich nicht an die Fakten. 
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Lenzer 
Obwohl es mich nicht beeindruckt, will ich trotz-

dem kurz erwähnen: Was DIE GRÜNEN hier ma-
chen, ist ein Spektakel; mehr nicht. Ihnen geht es 
überhaupt nicht darum, sich sachlich mit der Frage 
der Wiederaufarbeitung auseinanderzusetzen, son-
dern sie wollen einzig und allein ihre Vorurteile 
bestätigt sehen; sie wollen — das ist ein unglaubli-
cher Vorgang — die Tribüne des Bundestags dazu 
mißbrauchen, Aufrufe an das versammelte deut-
sche Volk hier loszuwerden. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Für Ihre Sprache sollten Sie sich schä

-

men!) 

Sie sollten sich schämen, dies zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die nukleare Entsorgung ist eine Spitzentechno-
logie. Die Errichtung einer Wiederaufarbeitungsan-
lage dient der Weiterentwicklung einer solchen 
Spitzentechnologie. Sie schafft auch Arbeitsplätze. 
Aber das scheint manchen hier egal zu sein. 

(Zuruf des Abg. Schulte [Menden] [GRÜ-
NE] — Mann [GRÜNE]: Arbeitsplätze wer

-

den wegfallen!) 

Ich weise all diese unqualifizierten Anwürfe in aller 
Form zurück. Bitte zeichnen Sie hier nicht Horror-
gemälde! Tun Sie Ihre Pflicht! 

(Zuruf des Abg. Senfft [GRÜNE]) 

Fordern Sie vor allem nicht Bürger zum Widerstand 
gegen ein frei gewähltes Parlament, gegen den Ge-
setzgeber, gegen Gerichtsbeschlüsse auf! Dies ver-
rät ein sehr, sehr problematisches Demokratiever-
ständnis. Ich warne Sie davor, die frei gewählten 
Institutionen mit Ihren unqualifizierten Angriffen 
zu nötigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es weihnachtet nicht übermäßig in 
Bayern, und es weihnachtet heute naturgemäß bei 
einer solchen Frage auch bei uns im Parlament 
nicht. 

Lassen Sie mich hier auch sagen, daß die ver-
dächtige Eile, wenn es zutrifft, daß heute mit Ro-
dungen begonnen wurde, sicher nicht gerade dafür 
spricht, daß man ein übermäßig gutes sachliches 
Gewissen hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und 
Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Ich sage auch mit Bedauern, daß der Forschungs-
minister, den der Staatssekretär Spranger vorhin 
angesprochen hat, heute ebensowenig wie sein Ver-
treter bei dieser wesentlichen Debatte anwesend 
ist. 

Lassen Sie mich auch sehr, sehr klar sagen, daß, 
Herr Kollege Lenzer, man auch als Hesse — dies 
sage ich auch für die Öffentlichkeit — natürlich von 

hier das deutsche Volk nicht nur ansprechen kann, 
sondern ansprechen sollte, 

(Beifall des Abg. Senfft [GRÜNE] — Zuruf 
des Abg. Lenzer [CDU/CSU]) 

und zwar auch in Form von Aufrufen. Daran be-
steht gar kein Zweifel. 

Ich stelle vier Punkte, weil sie angesprochen wor-
den sind, noch einmal sehr klar heraus. Auch die 
Kollegen von der CDU/CSU und der FDP wissen 
doch letztlich sehr, sehr genau, daß, wenn man von 
der Ideologie herunterkommt, dies energiewirt-
schaftlich und volkswirtschaftlich ein sicher nicht 
sehr sinnvolles Projekt ist. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Vorhin wurde — ich glaube, von Ihnen, Herr 
Grünbeck — das Argument mit den Arbeitsplätzen 
gebraucht. 9 oder 10 oder 11 Milliarden kann man in 
diesem Zusammenhang sicher nicht in ein Verhält-
nis zu 400 oder 500 Arbeitsplätzen bringen. Hier ist 
dieses Argument mit Sicherheit falsch. 

(Beifall des Abg. Vogel [München] [GRÜNE]) 

Als zweites sage ich: Die Frage der Uranreserven 
gibt zum heutigen Zeitpunkt keine Berechtigung, 
eine Wiederaufarbeitungsanlage zu bauen. 

Ich sage drittens, daß eine Wiederaufarbeitungs -
anlage exportpolitisch überhaupt keine Relevanz 
und auch forschungspolitisch keine Relevanz hat. 

(Zuruf des Abg. Grünbeck [FDP]) 

Bei diesen Voraussetzungen, Herr Grünbeck, ist 
es unverantwortlich, die gesundheitlichen und son-
stigen Risiken in Kauf zu nehmen. Ich betone be-
wußt: Bei diesen nicht gegebenen Voraussetzungen 
eines volkswirtschaftlichen und energiewirtschaftli-
chen Nutzens ist es unverantwortlich, aus gesund-
heitlichen Gründen unverantwortlich, dies hier zu 
machen. 

Lassen Sie mich noch folgendes sagen: Alle rele-
vanten Indikatoren — ich spreche j a öfter auch mit 
Leuten aus der Wirtschaft, 

(Grünbeck [FDP]: Ach, ja?) 

und die verhalten sich etwas anders, als in der 
Öffentlichkeit vielleicht gesagt wird —, wobei ich 
jetzt nicht über das Jahr 2000 oder 2010 spreche, las-
sen zur Zeit keine tragfähige politische Entschei-
dung zugunsten einer Wiederaufarbeitungsanlage 
erkennen. 

(Vosen [SPD]: So ist es!) 

Dies muß man ganz nüchtern zur Kenntnis neh-
men. Wir müssen auch wissen — und Sie wissen 
dies auch —, daß die englische Anlage und auch die 
französische Anlage ursprünglich weitgehend we-
gen der Atombombenproduktion errichtet worden 
sind und deswegen sicherlich auch heute noch auf-
rechterhalten werden; dies muß man wissen. 

Es ist heute leider noch nicht die Frage angespro-
chen worden, ob wir damit — ich will in diesem 
Zusammenhang einmal Weinzierl zitieren — nicht 
in der Tat den entscheidenden Schritt in eine Plu- 
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toniumwirtschaft machen. Ich will das zwar keiner 
jetzigen Regierung unterstellen, aber ich möchte 
objektiv verhindern, daß irgendeine Regierung — 
freiwillig oder aus einer gewissen Situation heraus 
— in der Lage ist, Zugriff auf Plutonium zu nehmen. 
Dies scheint mir ein ganz wesentlicher Punkt zu 
sein. Wir Sozialdemokraten wollen objektiv verhin-
dern, daß irgendeine Regierung künftig in der Lage 
ist, an Plutonium heranzukommen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich will hier zum Schluß folgendes sagen: Auch 
die Proliferations-Situation, die auch bei noch so 
guter Organisation einer Aufsichtsbehörde sicher-
lich gegeben ist, wollen wir objektiv verhindern. Da-
für reicht eine subjektiv vorgeprägte Aufsicht nicht 
aus. 

Zusammenfassend stelle ich fest: Eine Wiederauf-
arbeitungsanlage ist zur Zeit aus keinem relevan-
ten Grund gerechtfertigt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Bevor ich das Wort wei-
tergebe: Ich habe dem vorläufigen Protokoll entneh-
men müssen, Frau Hönes, daß Sie hier mit dem 
Zwischenruf „Verleumdung" operiert haben. In dem 
Zusammenhang, in dem Sie dieses Wort gebraucht 
haben, muß ich das als unparlamentarisch zurück-
weisen. 

Ich rufe nun Herrn Dr. Jobst als nächsten Redner 
auf. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Als Wahlkreisabge-
ordneter der Region, in der die Wiederaufarbei-
tungsanlage errichtet werden wird, darf ich hier 
feststellen, daß die Bevölkerung dieses Gebietes 
weiß, worum es geht. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Es gibt Bürger, die dafür sind, und es gibt Bürger, 
die dagegen sind. Aber Ihnen von den GRÜNEN 
darf ich sagen: Wir brauchen keine Berufsdemon-
stranten von auswärts. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Wer die Anlage verhindern will, schadet dieser 
Region. Das, was der Kollege Stiegler hier vorgetra-
gen hat, läßt ein eigenartiges Rechtsbewußtsein er-
kennen. Offenbar gilt für die SPD, daß das, was sie 
will, Rechtens sein soll. Es hat hier kein Geringerer 
als der VGH entschieden. Angesichts Ihres gebro-
chenen Verhältnisses zum Rechtsstaat, Herr Kol-
lege Stiegler, ist es gut, daß Sie Rechtsanwalt in 
Köln und nicht in Bayern sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Was Ihre Bemerkung, Herr Kübler, angeht, daß 
es gut wäre, wenn der Bundesforschungsminister 
an dieser Debatte teilnähme, so glaube ich, daß die

-

ser Hinweis hinfällig ist, nachdem Ihr Kollege Reu-
ter festgestellt hat, daß diese Debatte heute unnütz 
sei. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
viel von der Sicherheit gesprochen worden. Diejeni-
gen, die die Sicherheit gefährden, sind Sie von den 
GRÜNEN und der SPD. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie gefährden die wirtschaftliche Sicherheit unse-
res Landes, wenn Sie gegen die Wiederaufarbei-
tungsanlage und gegen Kernenergie sind. Die SPD 
Ostbayerns will den Ausstieg aus der Kernenergie. 
Wer das will, gefährdet die wirtschaftliche Zukunft 
unseres Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Wiederaufarbeitungsanlage ist die technische 
Voraussetzung für eine gesicherte Entsorgung, und 
Sie wollen über die WAA den Hebel ansetzen, um 
die Kernkraftwerke in den 90er Jahren stillzulegen. 
Die Kernenergie ist ein wichtiger Faktor in unserer 
Industriegesellschaft. Wer persönliche Freiheit will, 
wer Umweltschutz will, wer hohen Lebensstandard 
will, wer Wohlstand will, 

(Gattermann [FDP]: Das wollen die doch 
alles nicht!) 

der kann dies nicht gegen die Industriegesellschaft, 
sondern nur in einer Industriegesellschaft herbei-
führen. 

Die Wiederaufarbeitstechnologie ist beherrsch-
bar. Wer heute von einer Plutoniumfabrik redet, der 
redet unverantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe Verständnis, wenn Leute Angst haben. Ich 
habe Verständnis, wenn Leute anderer Meinung 
sind. Ich habe kein Verständnis, wenn hier bewußt 
Angst geschürt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei uns in der Oberpfalz kann jeder demonstrie-
ren — wann er will und für was er will. Aber ohne 
Gewalt. Und wenn er demonstriert, soll er sein Ge-
sicht zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sicherheit ist für uns die Grundvorausset-
zung. Es gibt für diese Wiederaufarbeitungsanlage 
einen umfassenden Genehmigungsbescheid. Es ist 
geprüft worden, ob die Anlage genehmigungsfähig 
ist. Wenn die WAAs in Frankreich, in England, in 
Japan und in anderen Industriestaaten sicher be-
trieben werden können, wird sie auch in Wackers-
dorf sicher zu betreiben sein. 

Die SPD will hier j a von ihrem schlechten Gewis-
sen ablenken. Sie hat doch mitgeholfen, daß die 
Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf gebaut 
werden kann, indem die SPD-Regierungen von Bre-
men und Hamburg mitgestimmt haben, daß für den 
Standort Wackersdorf die Investitionszulage ge- 
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zahlt wird. Sonst hätte doch die Standortfrage er-
neut aufgeworfen werden können. 

(Stiegler [SPD]: Das ist doch überhaupt 
nicht wahr!) 

Wenn gebaut werden soll, dann muß auch gerodet 
werden. 

(Stiegler [SPD]: Er hat keine Ahnung!) 

Wir in Bayern hängen an unserer Heimat. Wir las-
sen uns dabei von niemand übertreffen. Wir haben 
genügend Wald. Von den Bäumen, von denen Sie 
reden, hängt das Gedeihen unserer Umwelt in der 
Oberpfalz nicht ab. 

Wenn Sie von den GRÜNEN eine Politik „Zurück 
auf die Bäume" betreiben wollen: Wir haben in Bay-
ern noch genügend Bäume, weil es bei uns keine 
Affen gibt, die dort die Plätze einnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Wiederaufarbeitungsanlage ist eine Chance 
für die Oberpfalz mit ihren Investitionen, mit ihren 
Arbeitsplätzen. Daran, daß wir in diesem Gebiet 
noch eine Monostruktur haben, ist die SPD zu ei-
nem erheblichen Teil schuld. Sie hat verhindert, 
daß dort in den 60er Jahren Arbeitsplätze durch die 
Ansiedlung neuer Betriebe geschaffen werden 
konnten. 

(Stiegler [SPD]: Das ist ja wohl ein Ham

-

mer!) 

Bei der hohen Arbeitslosigkeit in der Oberpfalz 
ist es unverantwortlich, daß wir uns den Luxus lei-
sten, Arbeitsplätze zu exportieren, wie es bei der 
Wiederaufarbeitungsanlage geschieht, und dafür 
noch Milliarden auszugeben. Ihre Alternative ist 
doch, den jungen Menschen dieser Region zu sagen: 
Schaut euch nach Arbeitsplätzen anderswo um. Das 
ist nicht unsere Haltung. 

Ich könnte es mir als Wahlkreisabgeordneter 
leichter machen — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist leider beendet. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): — und auch dagegen sein 
in der Hoffnung, daß sie doch kommt. Das ist nicht 
meine Devise. Für einen verantwortungsvollen Poli-
tiker gilt nicht der Satz — wie er von der SPD zu 
hören ist —: Was kommt dann? Für uns gilt: Worauf 
kommt es an? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Beschluß zur Errichtung der 
Wiederaufbereitungsanlage ist rechtmäßig zu-
stande gekommen. Der Aufruf der GRÜNEN zum 
Widerstand ist ein Anschlag auf einen rechtlich ein-
wandfrei zustande gekommenen Beschluß. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das ist ein Anschlag auf die Spielregeln der Demo-
kratie. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

DIE GRÜNEN stilisieren alles, was ihnen nicht 
paßt, zu einer Überlebensfrage hoch, machen sich 
selbst zum Richter über Recht und Unrecht. Das ist 
totalitäre Gesinnung in Reinkultur. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Demokratie kann man nicht abschalten, wenn es 
um Überlebensfragen geht. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau!) 

Für GRÜNE gilt nicht mehr die Mehrheitsentschei-
dung, sondern ihre eigene Meinung soll Maßstab 
aller Entscheidungen werden. Welche Arroganz 
steckt dahinter. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Wie bei der FDP!) 

Die Folgen des Aufrufs zu dieser Demonstration 
und der bei der Demonstration eventuell entstehen-
den Gewalt haben moralisch DIE GRÜNEN zu tra-
gen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Vahlberg. 

Vahlberg (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach den Erfahrungen, die wir in der 
Vergangenheit mit Großprojekten gemacht haben, 
sollte man meinen, daß wir heute schlauer sind als 
früher. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Die besonders die 
SPD gemacht hat!) 

— Wir und Sie auch, Herr Boroffka. Da kann man 
niemanden ausnehmen. Ob es sich um den Schnel-
len Brüter handelt oder den Rhein-Main-Donau-Ka-
nal, ob das Multi Role Combat Aircraft angespro-
chen ist oder das Klinikum in Aachen, ich schließe 
uns j a nicht aus. 

Weder die finanzielle Entwicklung noch die Reali-
sationszeiten solcher Projekte konnten beherrscht 
werden, hatten zum Schluß noch etwas mit den 
ursprünglichen Planungen zu tun. Man sollte mei-
nen, daß wir Politiker in der Lage sind, aus der 
Abwicklung solcher Projekte zu lernen — weit ge-
fehlt; Naivität, Illusion. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Das sollte insbeson

-

dere Nordrhein-Westfalen beim Schnellen 
Brüter tun!) 

Bei einem Projekt wie Wackersdorf, das in tech-
nischer Hinsicht weit komplexer ist als alles, was 
wir jemals gebaut haben, und dessen finanzielle 
Risiken überhaupt nicht abzuschätzen sind, wird 
der Durchmarsch angeordnet. Um planungsrechtli-
che Schwierigkeiten zu beseitigen, zieht die CSU-
Staatsregierung in Bayern ein Entmachtungsgesetz 
für widerborstige Landräte über den Parlaments-
tisch. Landräte mit Zivilcourage sind nicht er-
wünscht, müssen kaltgestellt werden. 
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— es gibt bisher keine gesicherten Daten zu den 
geologischen, hydrologischen und meteorologischen 
Risiken — werden die sicherheitspolitischen Be-
denken vom Tisch gefegt. Diejenigen, die Wider-
stand leisten, werden diffamiert, wie wir das heute 
auch hier von diesem Podium aus erlebt haben. 

Die Investitionskosten für die Wiederaufberei-
tungsanlage sollen nach heutiger Schätzung 6 Milli-
arden DM betragen. Die Erfahrungen mit dem 
Schnellen Brüter zeigen, daß die ursprünglich ver-
anschlagten Kosten von 310 Millionen DM auf in-
zwischen 8 Milliarden DM angewachsen sind. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Unter Ihrer Verant

-

wortung!) 

Wenn man sich das einmal vergegenwärtigt und 
auf Wackersdorf umlegt und auch hier eine Ver-
zwanzigfachung der jetzt anvisierten Kosten von 6 
Milliarden DM unterstellt, kann man sich ausrech-
nen, welche finanziellen Risiken mit dieser Planung 
verbunden sind. Das Geld wäre in anderen Berei-
chen besser angelegt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Da kann man ja 
nur kichern!) 

— Dann kichern Sie. 

6 Milliarden DM soll diese Anlage kosten. Bei die-
ser Höhe betragen die Steuermindereinnahmen, die 
nach den Beschlüssen im Zusammenhang mit der 
regionalen Investitionszulage anfallen, 600 Millio-
nen DM. Da haben wir leider mitgewirkt; das gebe 
ich zu. In der Bund-Länder-Kommission haben 
auch SPD-regierte Länder wie Bremen und Ham-
burg zugestimmt. Ich bedaure das ausdrücklich und 
fordere Partei und Fraktion auf, noch einmal mit 
diesen Ländern zu verhandeln, um diesen Beschluß 
vom Tisch zu bekommen. 

Auf alle Fälle: Wackersdorf erhält mit diesem Be-
trag die größte einzelbetriebliche Steuersubvention 
in der Geschichte der Bundesrepublik. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Nun zu Ihnen, Herr Grünbeck und Herr Lenzer. 
Sie rechtfertigen dies mit arbeitsmarktpolitischen 
Gründen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Nicht allein! — Grün

-

beck [FDP]: Nicht nur!) 

— Nicht allein, aber das ist immer ein wichtiger 
Rechtfertigungsgrund für solche Steuermillionen. 

(Grünbeck [FDP]: Das ist doch auch einer! 
— Zuruf des Abg. Boroffka [CDU/CSU]) 

— Herr Boroffka, legen Sie doch einmal die 600 Mil-
lionen DM auf die 1 600 Arbeitsplätze, die dort ge-
schaffen werden, um. 4 Millionen DM kostet ein 
Arbeitsplatz, und Sie subventionieren ihn mit 
375 000 DM. 

Es ist doch völlig klar, daß Sie mit diesem Geld 
ganz andere Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen fi-
nanzieren können. In diesen Minuten versammeln 
sich die Kolleginnen und Kollegen von der Max

-

Hütte, um zu protestieren. Mit einem Bruchteil die-
ser Summe könnte man ihnen helfen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Einstieg in die kommerzielle Wiederaufbe-
reitungstechnologie ist weder aus Gründen der 
Energieversorgung noch aus Gründen der Entsor-
gung abgebrannter Kernbrennelemente sinnvoll. 
Gegenüber der direkten Endlagerung erhöhen sich 
die Sicherheitsrisiken. 

(Zuruf des Abg. Eimer [Fürth] [FDP]) 

Lassen Sie mich noch etwas zu den Sicherheitsri-
siken sagen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, dies 
wird leider nicht möglich sein, weil Ihre Redezeit 
abgelaufen ist. Einen schönen Satz noch. 

Vahlberg (SPD): Ich komme zum Schluß, Herr 
Präsident. 

Der Herr Kollege Jobst hat hier davon gespro-
chen, daß es unverantwortlich sei, von einem Ein-
stieg in die Plutoniumwirtschaft zu sprechen. Herr 
Jobst, die Ford-Studie des amerikanischen Präsi-
denten sagt: Gesundheitsgefahren und Risiken bei 
neuen Unfällen sprechen gegen Wiederaufarbei-
tung. Aber das gewichtigste Risiko der Wiederauf-
arbeitung und Recyclierung — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, es tut 
mir leid — — 

Vahlberg (SPD): — liegt in der erhöhten Möglich-
keit der Verbreitung der nationalen Waffenfähig-
keit und der Terrorismusgefahr, die mit dem Vor-
handensein des Plutoniums im Brennstoffkreislauf 
verbunden ist. Wenn Sie dies Ihren Wählern ver-
schweigen, Herr Jobst, dann belügen Sie sie. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Tatge [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
habe gesagt: Ihre Redezeit ist beendet. Es tut mir 
leid, wir müssen hier enge Regeln einhalten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das mußte aber 
noch gesagt werden!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren. Der heutigen Presse ist 
zu entnehmen, daß der SPD-Landrat von Schwan-
dorf prophezeit hat, die Wiederaufbereitungsanlage 
werde nie in Betrieb genommen, 

(Zustimmung des Abg. Schulte [Menden] 
[GRÜNE]) 

wenn auch vorerst der Baubeginn nicht zu verhin-
dern sein wird. Es zeichnet sich damit ein regel-
rechtes Widerstandsbündnis zwischen SPD und den 
GRÜNEN ab. 

(Zustimmung des Abg. Schulte [Menden] 
[GRÜNE] — Zurufe von der SPD) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 183. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Dezember 1985 	13955 

Müller (Wadern) 

Hier wird der Versuch gemacht, die Wiederaufbe-
reitung und die Entsorgung zu stoppen und damit 
die Kernenergie insgesamt zu blockieren. 

(Bueb [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Damit wird ein weiteres Stück des Konsenses auf-
gegeben, der einmal in der Energiepolitik vorhan-
den war. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Energiepolitik ist j a bekanntlich eine sehr sen-
sible Politik. 

(Stiegler [SPD]: Die schwarze Atomlobby!) 

Ich will deswegen einige wenige Bemerkungen zu 
den energiepolitischen Gesichtspunkten dieser De-
batte machen und hier zunächst feststellen, daß wir 
von der CDU/CSU anderer Meinung sind als Sie, 
Herr Dr. Kübler, und Sie, Herr Vahlberg. 

(Tatge [GRÜNE]: Sagen Sie etwas zur Koh

-
le- und Energiepolitik! Das ist ein wichtiges 

Thema!) 

— Ich bin Abgeordneter eine Kohlelandes. 

(Tatge [GRÜNE]: Ich weiß!) 

Ich nehme das, was Sie sagen, gerne auf, Herr Kol-
lege. Ich bekenne mich auch eindeutig zur Kohle-
vorrangpolitik. Zum Bespiel sichert die saarländi-
sche Steinkohle, wenn man alles rechnet, mehr als 
50 000 Arbeitsplätze. 

Die Struktur unserer Energieversorgung ist aber 
von einer sauberen Arbeitsteilung geprägt: im 
Grundlastbereich die Kernenergie, im Mittellastbe-
reich die Kohle. Hierüber gab es über weite Strek-
ken einen Konsens. 

(Zurufe von der SPD) 

Wer aus der Kernenergie aussteigen will — der 
Ausstieg wird in der SPD zunehmend mehrheitsfä-
hig, Herr Reuter, wie viele denken denn noch so, 
wie Sie das soeben hier vorgetragen haben? — , ge-
fährdet auch die Kohlevorrangpolitik. 

(Senfft [GRÜNE]: So ein Blödsinn! — Wei

-

tere Zurufe von den GRÜNEN) 

Es ist hier schon oft dargestellt worden: Die Ko-
stendifferenz zwischen Kohlestrom und Kernener-
giestrom beträgt nach den Berechnungen von Fach-
leuten 4 Pfennig und mehr pro Kilowattstunde. Die-
ses Zahlenbeispiel macht klar, daß die umwelt-
freundliche Verstromung der Kohle schon aus Ko-
stengründen nicht auf Kernenergie verzichten 
kann. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Was z. B. die Electricite de France auf Grund des 
bekanntlich hohen Anteils an Kernenergie an nied-
rigen Strompreisen anbieten kann 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

und was dies langfristig für unsere Wettbewerbsfä-
higkeit bedeutet, ist hinreichend bekannt. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Sie sollten 
Redakteur bei der „Bild"-Zeitung werden!) 

Bei uns im Saarland wird dies zunehmend zu einem 
nicht zu unterschätzenden Faktor. 

(Tatge [GRÜNE]: Was Sie sagen, ist nicht 
im Interesse des Saarlandes!) 

Wir sind deshalb dem Freistaat Bayern dankbar, 
daß er die Entscheidung für diese Anlage getroffen 
hat. Diese Entscheidung ist ein Vollzug des Be-
schlusses der Regierungschefs von Bund und Län-
der vom 28. September 1979. Kollege Grünbeck hat 
darauf hingewiesen. Damals war der Konsens noch 
vorhanden. Die Entscheidung Bayerns ist also inte-
graler Bestandteil des Konsenses und stellt damit 
die Verläßlichkeit und die Stetigkeit der gesamten 
Energiepolitik sicher. Zu dieser Energiepolitik ge-
hören nun einmal auch konsequenterweise Entsor-
gung und Wiederaufbereitung. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider keine 
Ahnung, Herr Kollege!) 

— Ja, doch! — Wie labil ist denn inzwischen Ihre 
SPD-Energiepolitik geworden?! 

Die Bund-Länder-Wirtschaftsministerkonferenz 
im September dieses Jahres in Höxter hat z. B. den 
Abschluß des Hüttenvertrages begrüßt, eine der 
Säulen unserer Kohlepolitik, wie wir alle wissen. 
Sie bekennt sich in diesem Beschluß aber auch ein-
deutig zur Kernenergie und zur Entsorgung. Mit 
anderen Worten: Wo wirtschaftspolitischer Sachver-
stand gegeben ist, ist der Konsens in der Energiepo-
litik noch vorhanden. 

(Stiegler [SPD]: Was hat das mit der WAA 
zu tun? — Weitere Zurufe von der SPD) 

Aber linke SPD-Politiker wie Engholm, Schröder, 
Lafontaine, kritisieren Rau wegen seines Verhal-
tens beim Steinkohlekraftwerk Ibbenbüren also da-
für, daß er dieses hat ans Netz gehen lassen. Von 
der SPD-Spitze werden diese Leute jetzt zurückge-
pfiffen. 

(Zurufe von der SPD) 

Rau selbst fordert in einer Ministerpräsidenten-
Runde eine Überprüfung des Entsorgungskonzep-
tes. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie sind nicht 
von gestern, sondern von vorgestern!) 

Wie ich soeben ausführte, ist der Konsens aufge-
geben. Es wäre schon mal wichtig zu wissen, wie die 
Haltung der SPD zur Energiepolitik nun tatsächlich 
ist. 

(Zustimmung des Abg. Boroffka [CDU/ 
CSU] — Stiegler [SPD]: Mehr lesen, weni

-

ger nachlesen!) 

Die friedliche Nutzung der Kernenergie war bisher 
Bestandteil der Gemeinsamkeit in der Energiepoli-
tik. Wer jetzt — wie Rau — diese Gemeinsamkeit 
aufgibt, zerstört die Bereitschaft der Nicht-Kohle-
Länder zur Zustimmung zur bisherigen Kohlepoli-
tik. Dabei darf man nicht übersehen, das z. B. die 
Stromverbraucher in Bayern 15% des Kohlepfen-
nigs aufbringen. Das sind immerhin 300 Millio-
nen DM. 
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Müller (Wadern) 

Wer also den energiepolitischen Konsens zwi-
schen Bund und allen Ländern aufgibt, gefährdet 
die Zukunft des Steinkohlebergbaus und damit 
Hunderttausende von Arbeitsplätzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Tatge [GRÜNE]: Das ist nicht im Interesse 
des Saarlandes, was Sie heute gesagt ha

-

ben!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die GRÜNEN suchen 
immer neue Anlässe, ihre tiefe irrationale Verdam-
mung der modernen Industriegesellschaft 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Sie geben 
uns immer neue Anlässe!) 

und ganz besonders der Nukleartechnik zu bekräf-
tigen. Wir von der Koalition benutzen die Gelegen-
heiten wie die heutige gerne, um ganz ruhig und 
ganz bestimmt zu sagen: Wir bejahen die Kern-
energie, weil sie umweltfreundlich, sicher und 
preisgünstig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Tatge [GRÜNE]: Gefährlich, teuer und so

-

zial unverträglich!) 

Wenn ein Kraftwerkspark, wie er heute mit 
Steinkohle oder Braunkohle im Grundlastbereich 
betrieben wird, den heute produzierten Kernener-
giestrom ersetzen müßte, würde unsere Luft um 
viele hunderttausend Tonnen Stickoxide 

(Schulze [Menden] [GRÜNE]: Absoluter 
Blödsinn!) 

und noch sehr viel mehr Tonnen Schwefeloxide zu-
sätzlich belastet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und bei der FDP — Schulte [Menden] 
[GRÜNE]: Herr Laufs, das ist doch 

Quatsch!) 

Wir wollen das nicht. 

Wir bejahen die Wiederaufarbeitung, weil sie der 
Wiederverwendung wertvoller Reststoffe und der 
Entsorgung der Kernkraftwerke dient und weil sie 
den nuklearen Brennstoffkreislauf schließt. Wer auf 
die Verwertung und Rückführung von Uran und 
Plutonium verzichtet, verliert eine riesige Energie-
quelle, deren Energieinhalt schon nach etwa 40 Jah-
ren den gesamten Kohlevorräten des Ruhrreviers 
entspricht. 

Ich weiß, daß dieser Hinweis diejenigen völlig 
kalt läßt, die ins Zeitalter des Kerzenlichts und der 
Windmühlen zurück wollen. Wir werden ihnen nicht 
folgen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP — Stahl [Kempen] [SPD]: Et

-

was mehr Sachlichkeit, Herr Laufs!) 

Wir stellen vielmehr fest: Das Atomgesetz enthält 
das Gebot der Reststoffverwertung und damit vom 
Grundsatz her das Gebot der Wiederaufarbeitung 

abgebrannter Brennelemente. Zur Wiederaufarbei-
tung gibt es keine belastbare Alternative. Die di-
rekte Endlagerung, Herr Kollege Vahlberg, ist 
heute technisch nicht machbar. 

Die Errichtung der Wiederaufarbeitungsanlage 
Wackersdorf gehört unverzichtbar zur Verwirkli-
chung unseres nationalen Entsorgungskonzepts. 

(Vahlberg [SPD]: Das ist doch nicht wahr!) 

Das Sicherheitskonzept der geplanten Anlage wird 
unseren hohen Ansprüchen gerecht. Die Reaktorsi-
cherheitskommission hat nach sorgfältiger Prüfung 
festgestellt, 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Da sitzen die 
Herren Atomlobbyisten drin!) 

daß für die zugrunde zu legenden Störfälle die 
Strahlenbelastung in der Anlagenumgebung unter-
halb der Störfallplanungswerte für Kernkraftwerke 
liegt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das haben Sie 
bei Gorleben auch gesagt! — Schulte [Men-
den] [GRÜNE]: Harrisburg ist vorher auch 

geprüft worden!) 

Die geplanten Abgaben von Radioaktivität in Abluft 
und Abwasser werden die scharfen Grenzwerte un-
serer Strahlenschutzverordnung nicht überschrei-
ten. 

Kernenergie ist eine saubere und umweltscho-
nende Energieart. Die Horrormeldungen 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Horrorener

-

gie, das ist genau das richtige Stichwort!) 

von den Waldschäden durch Radioaktivität sind 
wissenschaftlich streng und eindeutig widerlegt, 
auch wenn Sie das nicht zur Kenntnis nehmen wol-
len. Die durch Radiolyse in der Umgebung kern-
technischer Anlagen erzeugten Mengen an Stick-
oxiden und Ozon sind vernachlässigbar klein. We-
nige Kraftfahrzeuge stoßen mehr Schadstoffe aus, 
als durch die zugelassene Abgabe von radioaktiven 
Stoffen aus einer kerntechnischen Anlage erzeugt 
werden können. 

Die GRÜNEN und Teile der SPD wollen den Aus-
stieg aus der Kernenergie. Dazu scheint ihnen jede 
falsche Behauptung gerechtfertigt. Ein Blick über 
die Grenze, Herr Kollege Kübler, zeigt, daß Frank-
reich durch die dort stattfindende großtechnische 
Nutzung von Plutonium, auch für militärische 
Zwecke — die wir nie haben wollen —, weder zum 
Polizei- noch zum Atomstaat wurde. Auch in 
Deutschland wird durch die friedliche Nutzung des 
Plutoniums keine undemokratische Plutoniumge-
sellschaft ausbrechen. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Der Atom

-

staat ist bereits da, Herr Laufs!) 

Solange diese Koalition die Regierung stellt — 
wir hoffen, daß dies noch lange so sein wird —, wer-
den in unserem Lande rechtsstaatliche Verhält-
nisse herrschen. Rechtsbrecher werden keine 
Chance haben. Dies sage ich auch mit Blick auf den 
beginnenden Psychoterror und den angekündigten 
rechtswidrigen Widerstand. Die GRÜNEN begeben 
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Dr. Laufs 
sich in totale Konfrontation nicht nur zur modernen 
Technik, sondern auch zum Rechtsfrieden unserer 
freiheitlich demokratischen Ordnung. Wir werden 
uns durch sie nicht beirren lassen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist zu Ende. 

Das Wort nach § 30 der Geschäftsordnung hat der 
Abgeordnete Mann erbeten. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Von seiten der Regierungsfrak-
tionen ist gegen uns der Vorwurf erhoben worden, 
wir würden — 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Mann, es 
geht um eine persönliche Erklärung, die sich auf 
Sie persönlich beziehen muß, nicht auf „uns". 

Mann (GRÜNE): Ich bin dabei, Herr Präsident. 
— hier heute einen Anschlag auf die Spielregeln 
der parlamentarischen Demokratie gemacht haben, 
unsere Haltung sei Ausdruck totalitärer Gesinnung 
in Reinkultur. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
des Abg. Eimer [Fürth] [FDP]) 

— Das ist, Herr Kollege Eimer — ich habe es wört

-

lich mitgeschrieben —, eine Unterstellung. Ich 

weise diese unglaubliche und scheinheilige Beleidi-
gung hiermit entschieden zurück. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Wir versuchen hier, die Sorgen der Menschen in der 
Oberpfalz um das Überleben und das Leben in ihrer 
Region zum Ausdruck zu bringen. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Dazu brauchen wir 
Sie nicht!) 

In München haben im Oktober 50 000 Menschen 
demonstriert, im Februar haben 40 000 Menschen 
in Schwandorf demonstriert. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, es 
geht um eine persönliche Erklärung. 

Mann (GRÜNE): Sie unterstellen uns totalitäre 
Gesinnung. Das ist unglaublich, und das weise ich 
zurück. 
Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind damit am Schluß unserer heutigen 
Tagesordnung. 
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 

Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 12. De-
zember 1985, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schluß der Sitzung: 15.41 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Fragen 
des Abgeordneten Heyenn (SPD) (Drucksache 
10/4496 Fragen 8 und 9): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Gesellschaft 
für Gesundheitsforschung, daß die konzeptionelle Entwick-
lung des Friedrich-Thieding-Stiftung-Programms - trotz ei-
nes geschickten, Kontinuität vorspiegelnden verbalen Über-
baus - von großer Sprunghaftigkeit und Zufälligkeit ge-
kennzeichnet ist, wenn ja, fühlt sich die Bundesregierung 
also von der Stiftung oder dem Hartmannbund getäuscht? 

Trifft es zu, daß die Hartmannbund- bzw. Stiftungsfüh-
rung, namentlich der Verbandsvorsitzende, der Schatzmei-
ster, der Hauptgeschäftsführer und weitere Mitarbeiter aus 
Mitteln des Programms allein über zehn Reisen nach West-
afrika durchgeführt haben, die das Gutachten der Gesell-
schaft für Gesundheitsforschung als unter Effizienzgesichts-
punkten problematisch beurteilt hat, und wie beurteilt die 
Bundesregierung dies? 

Zu Frage 8: 

Das Ergebnis einer von der GTZ im Jahre 1984 in 
eigener Verantwortung durchgeführten Evalu-
ierung hat die Bundesregierung veranlaßt, das von 
der Friedrich-Thieding-Stiftung (FTS) im Unterauf-
tragsverhältnis für die GTZ durchgeführte Reinte-
grationsprogramm für Ärzte aus Entwicklungslän-
dern zu überprüfen. Im Rahmen dieser Prüfung 
wurde ein weiteres Fachgutachten eingeholt. Die 
Bundesregierung hat daraus die Konsequenz gezo-
gen, das Ärzteprogramm auf eine neue Grundlage 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

zu stellen. Die GTZ hat dazu ein neues Angebot vor-
gelegt, das gegenwärtig geprüft wird. 

Zu Frage 9: 

Die FTS hat im Rahmen ihres Unterauftrags so-
genannte „Auslandssymposien" über Fragen der 
ärztlichen Ausbildung in Entwicklungsländern 
durchgeführt. An diesen Symposien haben auch 
Vorstandsmitglieder der FTS als Dozenten und 
Fachberater teilgenommen. 

Der besondere Schwerpunkt Westafrika hat sich 
aus der historischen Entwicklung des Programms 
ergeben. Die Länder Ghana, Sierra Leone und Nige-
ria haben als erste besonderes Interesse an der 
Rückführung von Ärzten gezeigt. 

Die bisherigen Erfahrungen des Reintegrations-
programms haben dazu geführt, der unmittelbaren 
Förderung von einheimischen Ärzteorganisationen 
Vorrang vor Auslandssymposien einzuräumen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Fragen 
des Abgeordneten Lutz (SPD) (Drucksache 10/4496 
Fragen 10 und 11): 

Seit wann und mit Haushaltsmitteln in welcher Höhe hat 
die Bundesregierung oder die Bundesanstalt für Arbeit das 
Projekt der Friedrich-Thieding-Stiftung des Hartmannbun-
des „Reintegrationshilfen für Ärzte aus der Dritten Welt" 
gefördert? 

Hat der Bundesregierung vor Eintritt in die Förderung des 
Reintegrationsprojektes der Friedrich-Thieding-Stiftung 
eine Projektbeschreibung mit Angabe von Ziel- und Durch-
führungskonzepten vorgelegen, und wenn ja, hat die Bundes-
regierung eine entsprechende fachliche und wissenschaftli-
che Prüfung vorgenommen oder vornehmen lassen? 

Zu Frage 10: 

Von 1976 bis 1984 hat die FTS aus Bundesmitteln 
insgesamt 9,1 Millionen DM zur Förderung ihres 
Reintegrationsprogramms erhalten. 

Die Gesamtaufwendungen der Bundesregierung 
für die Reintegration von Ärzten aus EL betragen 
für den gleichen Zeitraum 11,6 Millionen DM. Der 
Differenzbetrag von 2,5 Millionen DM entfällt auf 
Stipendienleistungen der ZAV. 

Zu Frage 11: 

Die ursprüngliche Konzeption des Ärztepro-
gramms ist in der Zeit von 1973-1975 vom BMZ in 
Zusammenarbeit mit dem BMJFG, dem Arbeits-
kreis für medizinische Entwicklungshilfe, dem u. a. 
Misereor, AGEH, DED, DÜ und das Missionsärztli-
che Institut angehören, ärztlichen Standesorganisa-
tionen und der Friedrich-Thieding-Stiftung erarbei-
tet worden. 

Die Programmkonzeption ist aufgrund der jährli-
chen Erfahrungsberichte des Programmträgers und 
in ständigem Kontakt mit ärztlichen Fachkreisen 
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aus dem Bereich der Entwickungsländer-Medizin 
laufend angepaßt worden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Fragen 
des Abgeordneten Reimann (SPD) (Drucksache 
10/4496 Fragen 12 und 13): 

Kann die Bundesregierung nach ihrem bisherigen Kennt-
nisstand feststellen, daß die Friedrich-Thieding-Stiftung die 
ihr zur Durchführung des Programms zugeflossenen Mittel 
im Sinne des Programms angemessen und ordnungsgemäß 
verwendet hat, wenn nein, erwägt die Bundesregierung eine 
Rückforderung von Geldern? 

Trifft die Schätzung der Gesellschaft für Gesundheitsfor-
schung zu, daß etwa 10 v. H. (wahrscheinlich mehr) der als 
Rückkehrer in ihre Heimatländer gemeldeten Ärzte in der 
Bundesrepublik Deutschland leben, und wie bewertet die 
Bundesregierung dies vor dem Hintergrund, daß der Stiftung 
als Kosten für die Rückkehr je Person 5 400 DM aus öffentli-
chen Mitteln ohne Beleg erstattet worden sind? 

Zu Frage 12: 

Die Prüfung der ordnungsgemäßen Mittelver-
wendung liegt seit 1981 in der Verantwortung der 
GTZ. Bis 1980 wurden die Mittel von der Zentral-
stelle für Arbeitsvermittlung (ZAV) bewilligt und 
verwaltungsmäßig geprüft. Diese Stellen haben ge-
genüber der Bundesregierung die Ordnungsgemäß-
heit der Mittelverwendung bestätigt. 

Die für nachgewiesene Leistungen der FTS er-
statteten Kosten ergeben sich auf der Grundlage 
der Leitlinien des BMZ zum Reintegrationspro-
gramm für Staatsangehörige aus Entwicklungslän-
dern vom 12. September 1983 bzw. den entsprechen-
den Verfahrensgrundsätzen des BMZ für Maßnah-
men zur Förderung der Rückkehr vom 13. März 
1975. 

Soweit bei vorausgegangenen Prüfungen ein-
zelne Ausgaben nach diesen Vorschriften nicht an-
erkannt worden sind, wurden sie vom Programm-
träger zurückerstattet. 

Zu Frage 13: 

Die Annahme der Gesellschaft für Gesundheits-
forschung, daß etwa 10 % der als Rückkehrer in ihre 
Heimat gemeldeten Ärzte weiterhin in der Bundes-
republik leben, läßt sich nicht belegen. Seit 1979 
müssen sich alle Programmteilnehmer zur Rück-
kehr in ihr Heimatland verpflichten. Aufgrund der 
verschärften Aufenthaltsbestimmungen in der Bun-
desrepublik Deutschland und der kaum vorhande-
nen Beschäftigungsmöglichkeiten für ausländische 
Ärzte kann jedoch davon ausgegangen werden, daß 
nur ein verschwindend geringer Personenkreis in 
die Bundesrepublik Deutschland zurückgekehrt 
sein kann. 

Es trifft nicht zu, daß der FTS als Kosten für die 
Rückkehr je Person DM 5400,— ohne Beleg erstat-
tet worden sind. Bei diesem Betrag handelt es sich 
lediglich um das statistische Mittel der Pro-Kopf-
Kosten des gesamten Reintegrationsprogramms für 

Ärzte aus Entwicklungsländern. Die FTS hat ledig-
lich die Kosten erstattet erhalten, für die konkrete 
Leistungen nachgewiesen worden sind. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 
10/4496 Frage 17): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 
wie hoch die Gesamtverschuldung Afrikas gegenüber dem 
Ausland ist, und geht die Bundesregierung in ihrer Entwick-
lungspolitik davon aus, daß die afrikanischen Länder in der 
Lage sind, ihren Rückzahlungsverpflichtungen nachzukom-
men? 

Beide Teile Ihrer Frage beantworte ich mit: j a. 
Nach Angaben des Internationalen Währungsfonds 
(World Economic Outlook vom Oktober 1985) betrug 
die Gesamtverschuldung Afrikas (ohne Ägypten 
und Libyen, die der Ländergruppe Naher Osten 
zugerechnet werden) am 31. Dezember 1984 rund 
130 Milliarden US-$. Für Ende 1985 wird ein Stand 
von rund 134 Milliarden US-$ geschätzt. Diese Zah-
len schließen außer den langfristigen auch die kurz-
fristigen Schulden gegenüber allen öffentlichen und 
privaten Gläubigern ein, aber nicht Kredite des 
IWF. 

Für die Länder in Afrika südlich der Sahara 
(ohne Nigeria und Südafrika) lauten die Vergleichs-
zahlen 57,1 Milliarden US-$ für Ende 1984 und 
62,1 Milliarden US-$ für Ende 1985. 

Entwicklungsländer sind auf den Zustrom aus-
ländischen Kapitals angewiesen. Deshalb ist Aus-
landsverschuldung für Entwicklungsländer grund-
sätzlich etwas Normales. Worauf es ankommt, ist, 
daß Verschuldung und Schuldendienstfähigkeit in 
Einklang stehen. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß auch die afrikanischen Länder in der Lage 
sein werden, ihren Schuldendienstverpflichtungen 
nachzukommen. Dies setzt in jedem Fall Eigenan-
strengungen des Entwicklungslandes voraus. Es 
kann darüber hinaus je nach Lage des Einzelfalles 
auch Erleichterungen durch Umschuldungen erfor-
dern. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen 
des Abgeordneten Büchner (Speyer) (SPD) (Druck-
sache 10/4496 Fragen 30 und 31): 

Wann rechnet die Bundesregierung mit den Beratungser-
gebnissen der für die Prüfung der Gemeinnützigkeitsfragen 
— insbesondere auch für die rund 60000 Amateursportver-
eine — eingesetzten Kommission, und welche Verbesserun-
gen strebt die Bundesregierung für die Amateursportvereine 
an? 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, im Rahmen des 
„Steuerbereinigungsgesetzes 1986" mit einem jährlichen 
Steuerausfall, der nach Presseberichten rund 15 Millionen 
DM betragen soll, die Motorsportflieger wieder von der Mi- 
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neralölsteuer zu befreien, und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, insbesondere auch der Sportorganisationen, dal3 
anstelle dieser einseitigen Begünstigung beispielsweise eine 
Erhöhung der steuerfreien Pauschale für Übungs- und Ju-
gendleiter von gegenwärtig 2400 DM auf 3600 DM jährlich 
gerechter wäre? 

Zu Frage 30: 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Mit-
glieder der unabhängigen Sachverständigenkom-
mission zur Prüfung des Gemeinnützigkeitsrechts 
gebeten, ihre Stellungnahme nach Möglichkeit bis 
zum Ende der laufenden Legislaturperiode vorzule-
gen. Die Bundesregierung wird diese Stellung-
nahme abwarten, bevor sie ihre Meinungsbildung 
hierzu abschließt. 

Dagegen erfüllt die Bundesregierung schon im 
Rahmen des Steuerbereinigungsgesetzes 1986, das 
am 12. Dezember 1985 vom Deutschen Bundestag 
verabschiedet werden soll, ein die Amateursport-
vereine besonders bedrängendes Anliegen: Es wird 
sichergestellt, daß Sportvereine auch dann ihre Ge-
meinnützigkeit behalten, wenn bei ihnen teilweise 
bezahlter Sport ausgeübt wird. 

Zu Frage 31: 

Es liegt kein Antrag vor, im Steuerbereinigungs-
gesetz 1986, das der Deutsche Bundestag am 12. De-
zember 1985 abschließend beraten wird, bestimmte 

Flugkraftstoffe von der Mineralölsteuer zu befreien. 
Vielmehr liegt dem Deutschen Bundestag zusam-
men mit dem Steuerbereinigungsgesetz 1986 ein 
Entschließungsantrag zur Besteuerung der Flug-
kraftstoffe auf Drucksache 10/4498 vor, der die Bun-
desregierung auffordert, eine ausgewogenere steu-
erliche Regelung für den gesamten Flugverkehr zu 
suchen und auch auf europäischer Ebene für eine 
einheitliche wettbewerbsneutrale Besteuerung der 
Flugkraftstoffe einzutreten. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/4496 Frage 33): 

Wie viele Raten des der Volksrepublik Polen 1975 gewähr-
ten Kredits in Höhe von einer Milliarde DM sind inzwischen 
an die Bundesrepublik Deutschland zurückgezahlt worden? 

Auf den Darlehensvertrag der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau mit der Bank Handlowy hat die pol-
nische Seite bisher eine vertragliche Tilgungsrate 
für das Jahr 1980 von 50 Millionen DM erbracht. 
Einschließlich Zinsen hat die Bank Handlowy auf 
den Kredit bisher rund 174 Millionen DM gezahlt. 
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